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Fremdenverkehr 

Der Parlamentarische Staatssekretär beim Bundes-
minister für Wirtschaft — II A 2 — 02 90 02 — hat mit 
Schreiben vom 5. November 1982 die Große Anfrage 
namens der Bundesregierung wie folgt beantwortet: 

I. Bedeutung des Fremdenverkehrs für die Menschen 
unseres Landes 

Die Teilnahme am Urlaubs- und Erholungstourismus 
ist für die meisten Bürger unseres Landes zu einer 
Selbstverständlichkeit geworden. Immer mehr Men-
schen reisen heute zu ihrer Erholung, sofern sie bei 
ihren Bedürfnissen, Interessen und Ausgaben nicht 
andere Prioritäten setzen. Bund, Länder und Gemein-
den haben in der Vergangenheit viel getan, um objek-
tive Hemmnisse abzubauen und auch jenen Bürgern 
die Teilnahme am Urlaubs- und Erholungsreiseverkehr 
zu ermöglichen, die — aus welchen Gründen immer — 
nur schwer von den gebotenen Möglichkeiten 
Gebrauch zu machen wissen. Hierauf wird in den 

nachfolgenden Antworten zu den gestellten Fragen im 
einzelnen eingegangen werden. Die Bundesregierung 
beurteilt die Entwicklung des Tourismus auch mit Blick 
auf die Zukunft positiv. 

1.1 Wie beurteilt die Bundesregierung generell die 
Entwicklung von Urlaub und Tourismus als wich-
tige Freizeitformen in den vergangenen Jahren 
und für die Zukunft? 

Seit den 50er Jahren hat sich die Reisetätigkeit der 
Bürger unseres Landes stürmisch und stetig aufwärts 
entwickelt. Bestimmend hierfür war das gesamtwirt-
schaftliche Wachstum, das sich in  erhöhten Realein-
kommen und wachsender arbeitsfreier Zeit — als den 
beiden entscheidenden Voraussetzungen des Erho-
lungstourismus — niedergeschlagen hat. Aber auch 
innerhalb der Verwendungsmöglichkeiten des priva-
ten Einkommens hat die Urlaubsreise ein zunehmen-
des Gewicht durch gesteigerte Wertschätzung des 
Konsumenten erhalten. Dies erklärt die Tatsache, daß 
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die Ausgaben für Reisen auch in Zeiten geringeren 
Wirtschaftswachstums vergleichsweise hoch bleiben, 
der Tourismus also von konjunkturellen Entwicklun-
gen weniger stark betroffen ist. 

Auch die gegenwärtige konjunkturelle Situation mit 
einer schwachen Realeinkommensentwicklung und 
entsprechenden Sparzwängen hat nach bisher vorlie-
genden Erkenntnissen – abgesehen von den Kurorten, 
bei denen besondere Verhältnisse vorliegen – nur zu 
eng begrenzten Nachfragerückgängen geführt. Das 
schließt allerdings nicht aus, daß bei einem weiter 
verzögerten Wi rtschaftsaufschwung – auch in den Her-
kunftsländern unserer ausländischen Besucher – kon-
junkturbedingte Nachfrageausfälle stärker zutage 
treten. 

Im internationalen Tourismus nimmt die Bundesrepu-
blik Deutschland mit weitem Abstand eine Spitzen-
position ein. Gemessen an den Reisedevisenausgaben 
geben deutsche Reisende im Ausland fast doppelt 
soviel aus wie die Bürger der USA. Mit wiederum 
weitem Abstand folgen ähnlich strukturierte westliche 
Industrieländer wie Großbritannien und Frankreich. 

Diese Spitzenposition ist allerdings auch Folge der 
geographischen Situation Deutschlands, der relativ 
hohen Bevölkerungszahl und Bevölkerungsdichte. 
Vergleichbare Länder weisen sowohl bei der Reisein-
tensität und der Reisehäufigkeit als auch bei den Aus-
gaben pro Kopf der Bevölkerung höhere Werte auf als 
Deutschland. Dies rechtfertigt die Erwartung, daß vor-
handene Wachstumsspielräume für den Tourismus in 
unserem Land noch keineswegs ausgeschöpft sind. 

Eine konjunkturelle Belebung wird in Zukunft auch 
die Wirksamkeit folgender struktureller Wachstums-
elemente wieder erhöhen: 

— Die geburtenstarken Jahrgänge, die z. Z. ins Berufs-
leben eintreten, werden in den nächsten Jahren 
eine altersabhängig überdurchschnittliche Reisein-
tensität aufweisen. 

— Mit steigendem Bildungsniveau steigen im allge-
meinen auch Interesse und Möglichkeit der Teil-
nahme am Tourismus. 

— Zunehmende Reiseerfahrung erweitert die Mög-
lichkeiten der Realisierung von Reisen, z. B. durch 
Wahl von sparsameren Urlaubsformen. Dies ist in 
der gegenwärtigen Situation zu beobachten, in der 
erkennbar stärker bei Nebenausgaben im Urlaub 
als bei der Urlaubsreise selbst gespart wird („Spa-
ren im Urlaub, nicht am Urlaub"). 

— Von besonderer Bedeutung für Reiseintensität und 
vor allem Reisehäufigkeit wird die Entwicklung der 
arbeitsfreien Zeit, insbesondere des Urlaubsan-
spruchs, bleiben. Der tarifliche Endurlaub ist von 
1976 bis 1980 stetig von 29,4 Werktagen auf 32,3 
Werktage gestiegen. Stufenvereinbarungen aus 
den Vorjahren sowie zu erwartende neue Tarifab-
schlüsse werden die tarifliche Urlaubsdauer in den 
kommenden Jahren weiter – wenn auch mit deut-
lich geringeren Wachstumsraten – ansteigen lassen. 

Es kann damit gerechnet werden, daß die Urlaubsreise 
sowohl in ihrem quantitativen Umfang und in ihrem 

wirtschaftlichen Gewicht als auch in der individuellen 
und gesellschaftlichen Wertschätzung unverändert 
ihre Bedeutung behalten wird. 

1.2 Wie viele Bundesbürger unternehmen jährlich 
eine oder mehrere Urlaubsreisen, wie hoch sind 
ihre Ausgaben für den Urlaub, ist bekannt, wie 
viele Bürger keine Urlaubsreise machen und aus 
welchen Gründen, und kann gesagt werden, um 
welche Bevölkerungsgruppen es sich dabei han-
delt? 

Nach den jährlichen Mikrozensus-Befragungen des 
statistischen Bundesamtes unternimmt seit Mitte der 
70er Jahre knapp die Hälfte aller Einwohner der Bun-
desrepublik Deutschland mindestens eine Urlaubs- 
und Erholungsreise im jeweiligen Jahr. Dabei werden 
nur Reisen, die fünf Tage oder länger dauern, gezählt; 
kürzere Reisen, Wochenendfahrten und Tagesfahrten 
werden nicht statistisch erfaßt. 

Im Befragungszeitraum vom April 1980 bis März 1981 
betrug die sogenannte Reiseintensität (Anteil der 
gereisten Wohnbevölkerung) 48 v. H., d. h. in diesem 
Zeitraum waren 29,6 Mio. Personen am Urlaubsreise-
verkehr beteiligt. Von diesen Reisenden haben 5,7 
Mio. (19 v. H.) mindestens einen weiteren Erholungs-
aufenthalt außerhalb ihres Wohnortes verbracht. Ins-
gesamt sind 1980/81 37,3 Mio. Erholungsreisen unter-
nommen worden, für die insgesamt 32,6 Mrd. DM 
ausgegeben wurden. Je gereiste Person waren dies 1,3 
Reisen; je Urlaubsreise wurden im Durchschnitt 
873 DM ausgegeben. 

Der Anteil der Bundesbürger, die im jeweiligen Jahr 
keine Urlaubsreise unternehmen, ist seit 1970 (63 v. H.) 
weiter gesunken und betrug im Jahre 1980/81 52 v. H. 
Dabei wird nicht unterschieden zwischen solchen Per-
sonen, die nur in diesem einen Jahr keine längere 
Reise unternommen haben, und solchen, die regel-
mäßig nicht verreisen. 

Über die Gründe des Verzichts auf Reisen – andere 
Verwendungspräferenzen für Freizeit und Einkom-
men, berufliche wie persönliche Hinderungsgründe, 
mangelndes Interesse – liegen keine gesicherten 
Erkenntnisse vor. Allgemein lassen sich jedoch aus der 
Mikrozensuserhebung einige Bevölkerungsgruppen 
mit unterdurchschnittlicher Reiseintensität erkennen: 
So zeigen die Erwerbslosen und Nichterwerbsperso-
nen eine deutlich niedrigere Reiseintensität (44 v. H.) 
als die Erwerbstätigen (53 v. H.). Unter den Erwerbs-
tätigen weisen die mithelfenden Familienangehörigen 
mit 27 v. H. den niedrigsten Wert auf, gefolgt von den 
Auszubildenden mit 35 v. H. Unterdurchschnittliche 
Werte ergeben sich für die Arbeiter (46 v. H.) und die 
Selbständigen (47 v. H.). Die höchste Reiseintensität 
mit 65 v. H. zeigen die Angestellten. 

Ein weiterer wichtiger Bestimmungsgrund für die 
Reiseintensität stellt das Lebensalter dar: Kinder unter 
sechs Jahren und Erwachsene über 70 Jahren weisen 
sehr geringe Reiseintensitäten auf. 
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Abhängigkeiten lassen sich auch zwischen Reiseinten-
sität einerseits und Haushaltseinkommen, Bildungs-
niveau sowie Gemeindegröße nachweisen. 

1.3 Wie beurteilt die Bundesregierung jüngste Veröf-
fentlichungen, wonach im letzten Jahr rund ein 
Viertel der erwachsenen Bundesbürger keinen 
Urlaub gehabt hat, sondern durcharbeitete, — eine 
deutlich größere Zahl als in den Jahren zuvor? 

Der Bundesregierung ist die Quelle dieser Veröffent-
lichungen bekannt. Wegen gravierender methodischer 
Mängel und willkürlicher Interpretation nicht eindeuti-
ger Befragungsbefunde mißt die Bundesregierung die-
sen Untersuchungsergebnissen keine Bedeutung bei. 

Der Bundesregierung liegen im übrigen keine 
Erkenntnisse vor, wonach Arbeitnehmer oder zu ihrer 
Ausbildung Beschäftigte im Einzelfall oder in nennens-
wertem Umfang den ihnen zustehenden Urlaub nicht 
in Anspruch genommen hätten. 

Ein solches Verhalten stünde auch mit der geltenden 
Rechtslage nicht in Einklang. Die Urlaubsansprüche 
dieses Personenkreises bestimmen sich, sofern für das 
Arbeits- oder Ausbildungsverhältnis kein Tarifvertrag 
oder eine für den Beschäftigten günstigere einzelver-
tragliche Vereinbarung vorliegt, nach den Vorschriften 
des Bundesurlaubsgesetzes (BUrlG). Nach den §§ 1 
und 2 dieses Gesetzes hat jeder Arbeitnehmer und 
jeder zur Berufsausbildung Beschäftigte in jedem 
Kalenderjahr Anspruch auf bezahlten Erholungsur-
laub. Der gesetzliche Urlaubsanspruch ist nach § 13 
BUrlG, tarifvertragliche Urlaubsansprüche sind nach 
§ 4 Abs. 1 und Abs. 4 Satz 1 Tarifvertragsgesetz, unab-
dingbar. Ein einseitiger Verzicht auf diese Urlaubsan-
sprüche ist daher rechtlich ebenso unwirksam wie der 
Verzicht im Wege eines Erlaßvertrags nach § 397 BGB. 
Da es sich um Ansprüche auf bezahlten Urlaub han-
delt, Arbeitnehmer und Auszubildende für die Dauer 
des Urlaubs also zumindest ihr bisheriges Arbeitsent-
gelt bzw. ihre Vergütung weitergezahlt erhalten, weit-
gehend darüber hinaus auf Grund tarifvertraglicher 
oder einzelvertraglicher Regelung sogar noch ein 
zusätzliches Urlaubsgeld erhalten, ist auch kein Grund 
ersichtlich, warum sie auf ihre Urlaubsansprüche ver-
zichten sollten. Dazu kommt, daß während des Bestan-
des des Arbeits- oder Ausbildungsverhältnisses eine 
Abgeltung des Urlaubs, d. h. nur die Zahlung des 
Urlaubsentgelts und eines evtl. zusätzlichen Urlaubs-
geldes ohne gleichzeitige Freizeitgewährung, nach § 7 
Abs. 4 und § 13 BUrlG ebenso unzulässig wie rechtsun-
wirksam ist, also keine Erfüllung des Urlaubsan-
spruchs darstellt. Überdies ist dem Arbeitnehmer und 
dem Auszubildenden während des Urlaubs jede dem 
Urlaubsgesetz widersprechende Ersatzarbeit, also 
auch die Fortsetzung der bisherigen Tätigkeit, nach § 8 
BUrlG verboten, so daß der Arbeitgeber bzw. Ausbil-
der unter Umständen sogar die Rückzahlung des 
Urlaubsentgelts und eines zusätzlichen Urlaubsgeldes 
verlangen könnten. 

1.4 Wie viele Familien mit Kindern, wie viele junge 
Menschen, wie viele Rentner und wie viele Be-
hinderte machen Urlaubsreisen; welche besonde-
ren Angebote bestehen in qualitativer und quan-
titativer Hinsicht für diese Gruppen, ist die Infor-
mation über entsprechende Urlaubsangebote 
ausreichend, und wo sieht die Bundesregierung 
Verbesserungsmöglichkeiten? 

Eine Sonderauswertung der Ergebnisse der Mikrozen-
suserhebung über Urlaubs- und Erholungsreisen 1980/ 
81 durch das Statistische Bundesamt hat ergeben, daß 
Familien mit Kindern bis zu 18 Jahren am Urlaubstou-
rismus zu 60 v. H. teilnehmen. Diese hohe Beteiligung 
der Familien am Urlaubstourismus kann allerdings 
nicht unmittelbar mit der durchschnittlichen Reisein-
tensität der Bevölkerung (48 v. H.) verglichen werden, 
weil nicht bei allen Reisen sämtliche Familienmitglie-
der teilnehmen. 

45 v. H. der Familien machen mindestens eine Urlaubs-
reise mit ihren Kindern. In geringerem Maße verreisen 
Alleinerziehende mit Kindern (34 v. H.) und Familien 
mit drei und mehr Kindern (35 v. H.). 

Nach Schätzungen, die auch diejenigen Familien ein-
schließen, die nicht in jedem Jahr verreisen, dürften 
etwa 75 v. H. aller Familien am Urlaubstourismus teil-
nehmen. Die Bundesregierung hat eine Untersuchung 
zum Reiseverhalten von Familien in Auftrag gegeben, 
die 1983 abgeschlossen sein wird. 

Von den jungen Menschen zwischen 14 und 25 Jahren 
unternahmen nach der Mikrozensuserhebung 1980/81 
44 v. H. mindestens eine Urlaubsreise. Die Reisebeteili-
gung der 14- bis 18jährigen war mit 46 v. H. etwas 
größer als die der 18- bis 25jährigen mit 43 v. H. 

Rentner, d. h. Personen, die ihren Lebensunterhalt 
überwiegend aus Rente bestreiten, verreisten 1981 zu 
36 v. H.; die über 65jährigen insgesamt verreisten zu 
34 v. H. 

Über die Zahl der Behinderten, die eine Urlaubsreise 
unternommen haben, sind weder aus der Mikrozensus-
erhebung über Urlaubs- und Erholungsreisen noch aus 
anderen Quellen Angaben zu gewinnen. 

Ein besonderes Angebot für Familienurlaub bieten die 
Familienferienstätten der freigemeinnützigen Träger, 
die von der Bundesregierung — wie zur Frage 1.5 im 
einzelnen dargelegt — besonders gefördert werden. Sie 
stehen bevorzugt kinderreichen Familien, Alleinerzie-
henden, Behinderten und außerhalb der Schulferien 
auch Rentnern offen. Das Angebot umfaßt derzeit ca. 
22 000 Betten in insgesamt 203 Familienferienstätten. 

Auch das Fremdenverkehrsgewerbe bietet ein vielfäl-
tiges für Familienferien geeignetes Urlaubsangebot. 
Allerdings werden hier noch Verbesserungsmöglich-
keiten gesehen. Der Bundesminister für Jugend, Fami-
lie und Gesundheit prüft daher, wie die zur Verfügung 
stehenden Förderungsmittel gezielt zur weiteren Ver-
besserung des Urlaubsangebots für Familien einge-
setzt werden können. 

Für Kinder und Jugendliche gibt es eine Vielzahl von 
Angeboten öffentlicher und freier Träger der Jugend- 
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hilfe. Im Rahmen des Bundesjugendplans werden vor 
allem Freizeit- und Bildungsmaßnahmen, z. B. in Bil-
dungsstätten und Jugendherbergen, gefördert. 

Neben den Angeboten, die p rivate Touristikunterneh-
men für ältere Menschen machen, z. B. verbilligte Win-
terreisen in südliche Länder, organisieren Kommunen 
zusammen mit den Trägern der Freien Wohlfahrt

-

pflege Gruppenreisen für Senioren. Durch Einführung 
des Seniorenpasses hat die Deutsche Bundesbahn 
einen Beitrag zur Erhöhung der Reisebeteiligung älte-
rer Menschen geleistet. 

Für Behinderte bestehen neben den Familienferien-
stätten auch beim „Urlaub auf dem Bauernhof" und bei 
gewerblichen Unterkünften besondere Angebote. 
Diese Angebote sind in den letzten Jahren ausgeweitet 
und verbessert worden. Auf die Antwort zu Frage 1.8 
wird verwiesen. 

Zur Verbesserung der Information über familiengeeig-
nete Urlaubsangebote gibt der Bundesminister für 
Jugend, Familie und Gesundheit in Zusammenarbeit 
mit dem ADAC jedes Jahr einen Familien-Ferien-Kata-
log heraus, in dem rd. 200 familiengerechte Urlaubs-
orte, die gemeinnützigen Familienferienstätten und 70 
gewerbliche Ferienzentren aufgeführt sind. Die 
Arbeitsgemeinschaft der Arbeitskreise für Familiener-
holung hat zusätzlich mit finanzieller Förderung des 
Bundesministers für Jugend, Familie und Gesundheit 
einen Urlaubsführer „Urlaub mit der Familie in 
gemeinnützigen Familienferienstätten" herausgege

-

ben.  Diese Broschüren werden von den Familien gut 
angenommen und genutzt. Außerdem hat der Bundes-
minister für Jugend, Familie und Gesundheit eine Bro-
schüre mit Urlaubstips für reiseungewohnte Familien 
herausgegeben. 

Besondere Angebote für junge Menschen sind in den 
Broschüren über internationale Begegnungen in 
Deutschland, Europa und Übersee dargestellt, die mit 
finanzieller Unterstützung des Bundesministers für 
Jugend, Familie und Gesundheit herausgegeben wer-
den. Sie umfassen die Angebote von über 90 Organisa-
tionen für das In- und Ausland und sprechen junge 
Menschen an, die sich neben der Erholung intensiver 
mit den Menschen der Gastländer, mit europäischen 
Problemen, mit sportlichen Inhalten oder mit einer 
Fremdsprache beschäftigen wollen. 

Einzelne Förderungsinstitutionen und Katalogherstel-
ler weisen in entsprechendem Informationsmaterial auf 
behindertengerechte Einrichtungen hin, wie auch in 
der Antwort zu Frage 1.8 dargelegt ist. 

1.5 Was geschieht in der Bundesrepublik Deutsch-
land, um möglichst vielen Familien mit Kindern 
einen gemeinsamen Jahresurlaub zu ermög-
lichen, welche Bedeutung haben dabei die ge-
meinnützigen Familienferienstätten, und welche 
Bedeutung haben Ferien auf dem Bauernhof? 

Die wichtigsten Instrumente direkter staatlicher Förde-
rung von Familienferien sind 

— die Förderung von Familienferienstätten und 

— die Individualzuschüsse zum Familienurlaub an 
einzelne Familien durch Länder und Gemeinden. 

Der Schwerpunkt der direkten finanziellen Förderung 
von Familienferien durch den Bund liegt bei den Inve-
stitionshilfen für Familienferienstätten. In der Regel 
fördern Bund und Land zu gleichen Teilen, hinzu 
kommt der Eigenanteil des Trägers. Die Förderungs-
hilfe des Bundes betrug bis einschließlich 1981 rund 
130 Mio. DM. Im Haushalt des Bundesministers für 
Jugend, Familie und Gesundheit sind z. Z. dafür 3 Mio. 
DM jährlich ausgewiesen, hinzu kommen Mittel der 
Zonenrandförderung. Insgesamt hat der Bund jährlich 
zwischen 6 und 8 Mio. DM für die Förderung von 
Familienferienstätten ausgegeben. 

In den Familienferienstätten gibt es vor allem für kin-
derreiche Familien, für Familien mit behinderten Fami-
lienmitgliedern und für Alleinstehende mit Kindern die 
Möglichkeit, preiswert Urlaub zu machen. Sie bieten 
für die ganze Familie Gelegenheit zu Sport, Spiel und 
gemeinschaftlichen Unternehmungen. Kinder und 
Jugendliche können mit Gleichaltrigen zusammen 
sein, Erwachsenen wird ein umfangreiches Programm 
geboten – vielfach unter familienpädagogischer 
Betreuung. In vielen Ferienstätten gibt es geschulte 
Kräfte für die Kinderbetreuung, so daß Eltern ab und 
zu auch ohne ihre Kinder etwas unternehmen können. 

Die Länder und zum Teil die Gemeinden geben ein-
kommensschwachen Familien Zuschüsse zum Urlaub; 
der Bund hat hierfür keine Förderungskompetenz. 

Nach der Mikrozensuserhebung über Urlaubs- und 
Erholungsreisen haben 1980/81 insgesamt 637 000 
Urlauber fünf oder mehr Tage auf einem deutschen 
Bauernhof und 474 000 Reisende ihren Urlaub auf 
einem Bauernhof im Ausland verbracht. Das sind 
zusammen 3 v. H. aller Urlaubsreisenden. Dabei kann 
davon ausgegangen werden, daß es sich zum größten 
Teil um Familien mit Kindern handelt. Der Urlaub auf 
dem Bauernhof ist in der Regel nicht nur preislich für 
Familien mit Kindern interessant, sondern auch des-
halb, weil er Kindern vielfältige Anregungen, einen 
großen Freiraum für naturnahe Betätigungen sowie 
einen Einblick in Lebens- und Arbeitsverhältnisse in 
der Landwirtschaft ermöglicht. Die Bundesregierung 
hat die Bedeutung des Urlaubs auf dem Bauernhof 
immer wieder betont und damit ihre Bemühungen um 
die Verbreitung dieser Urlaubsform begründet. Zur 
Zeit ist weniger eine quantitative Ausweitung des 
Angebots, als seine qualitative Verbesserung vordring-
lich. 

1.6 Hat die Bundesregierung Erkenntnisse, in wel-
chem Umfang und ab welchem Alter junge Men-
schen ihren Urlaub unabhängig von ihren Eltern 
erleben und welche besonderen Möglichkeiten 
der Urlaubsgestaltung sie suchen? 

Über Zeitpunkt und Häufigkeit von Kinder- und 
Jugendreisen liegen nur wenige Untersuchungen vor. 
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Nach Erhebungen aus dem Jahr 1977 sind 25 v. H. der 
6- bis 15jährigen und 35 v. H. der 12- bis 15jährigen 
schon einmal ohne Eltern verreist. In den jüngeren 
Altersgruppen sind dies meist Besuche bei Verwand-
ten und Bekannten sowie organisierte Reisen in Kin-
dergruppen. Die Altersgrenze, ab der ein eigenständig 
durchgeführter Urlaub angestrebt wird, kann bei etwa 
15 Jahren angesetzt werden. 56 v. H. der 15- bis 17jäh-
rigen haben nach einer Repräsentativerhebung aus 
dem Jahr 1981 bereits eine Urlaubsreise ohne Eltern 
gemacht. Dies wird offensichtlich von den Eltern auch 
gefördert; bereits 1977 waren nur 9 v. H. der 17- bis 
18jährigen der Ansicht, ihnen würde eine eigene 
Urlaubsreise nicht erlaubt werden. 

Die Tendenz, in einem frühen Lebensstadium unab-
hängig von den Eltern in Urlaub zu fahren, hat sich in 
den letzten Jahren verstärkt. Dafür können folgende 
Gründe angeführt werden: 

— Zunahme der Fernreisen von Eltern, bei denen die 
Mitnahme der Kinder zu kostspielig erscheint, 

— Herabsetzung des Volljährigkeitsalters, 

— Anstieg des verfügbaren Einkommens bei Jugendli-
chen und jungen Erwachsenen, 

— wachsende Neigung von Jugendlichen, ihre Frei

-

zeit in Gruppen mit Gleichaltrigen zu verbringen, 

— Neigung, Inhalte der Freizeit selbst zu bestimmen. 

Dabei treten die folgenden Formen der Urlaubsgestal-
tung häufig hervor: 

— Gruppenfahrten mit Fahrrädern, Mopeds oder ein-
fachen Campingbussen, 

— Fahrten mit „Inter-Rail-Tickets" der europäischen 
Eisenbahnen, die sich wachsender Beliebtheit er-
freuen, 

— Gruppenfahrten mit Jugendverbänden, die wegen 
des intensiven Gruppenerlebnisses unter Gleich-
altrigen, aber auch wegen der relativ geringen 
Kosten, besonders beliebt sind, 

— Sprachferien im benachbarten Ausland, die schon 
vom 12. oder 13. Lebensjahr an durchgeführt und 
wegen der erwarteten positiven Auswirkungen auf 
die Schulleistungen von den Eltern gern gesehen 
werden. 

1980 sind 67 v. H. der 14- bis 19jährigen und 76 v. H. 
der 20- bis 29jährigen Urlauber ins Ausland gereist. 

1.7 In welchem Umfang tragen nach Meinung der 
Bundesregierung Schüler- und Jugendaustausch 
dazu bei, die Kontakte insbesondere zwischen 
den jungen Generationen zu intensivieren und 
dauernde Freundschaften und Bekanntschaften 
aufzubauen? 

Austauschprogramme im Rahmen des Schüler- und 
Jugendaustausches sollen durch persönliche Begeg-
nung junger Menschen aus verschiedenen Ländern zur 
besseren Verständigung und Zusammenarbeit über 

die Grenzen hinweg beitragen. Außerdem verfolgt die 
internationale Jugendarbeit die pädagogische Absicht, 
die Fähigkeit junger Menschen auszubilden, sich in die 
Lage des von einer anderen Sprache, Kultur und 
Gesellschaft geprägten Menschen zu versetzen, in der 
Auseinandersetzung mit dem anderen sich selbst kri-
tisch zu sehen und nicht nur die Vorurteile des ande-
ren, sondern auch die eigenen zu erkennen und zu 
ihrer Überwindung beizutragen. 

Das Ausmaß dauerhafter Freundschaften und Be-
kanntschaften als Folge der Austauschprogramme 
kann nicht im einzelnen festgestellt werden. Die Bun-
desregierung geht davon aus, daß über Einzelkontakte 
hinaus Einstellungen von Jugendlichen gegenüber 
anderen Nationen auf breiter Basis positiv beeinflußt 
werden. 

Die internationalen Kontakte deutscher Jugendorgani-
sationen und anderer Träger der Jugendarbeit nehmen 
im Bereich des Bundesjugendplans kontinuierlich zu. 
Für die internationale Jugendarbeit stehen im Bundes

-

jugendplan zur Zeit jährlich etwa 22 Millionen DM zur 
Verfügung ; das Deutsch-Französische Jugendwerk ist 
hierbei nicht eingerechnet. Die Mittel werden verwen-
det zur Förderung von Jugendbegegnungsmaßnah-
men, zu Begegnungen zwischen Multiplikatoren und 
zum Erfahrungsaustausch auf fachlicher Ebene (jähr-
lich etwa 60 000 deutsche und 40 000 ausländische 
Teilnehmer) . 

Maßnahmen, die überwiegend der Erholung oder der 
Touristik dienen, werden aus Bundesjugendplanmit-
teln nicht gefördert. Da aber auch hier Bildungswerte 
vermittelt werden, erhalten gemeinnützige Jugendrei-
seunternehmen eine Förderung für die Qualifizierung 
ihrer Reiseleiter. 

1.8 Was geschieht, um den behinderten Mitbürgern 
die aktive Teilnahme am Urlaub zu ermöglichen? 

In den letzten Jahren ist das Angebot an Urlaubsmög-
lichkeiten für Behinderte deutlich gestiegen. Insbe-
sondere Touristikunternehmen, Fremdenverkehrsge-
werbe und Familienferienstätten, Bauernhöfe und Rei-
terhöfe, die Kurse für behinderte Kinder und Jugendli-
che anbieten und gruppenweise durchführen, halten 
besondere Angebote bereit. Dennoch haben Behin-
derte bei der Urlaubsplanung und -gestaltung nach 
wie vor Schwierigkeiten zu überwinden. Diese betref-
fen Art und Umfang der Urlaubsangebote, die Informa-
tion über bestehende Möglichkeiten der Urlaubsge-
staltung, fehlende oder nicht behindertengerechte 
Verkehrsmittel für Reisen zum oder Fahrten am 
Urlaubsort und die Einstellung von Mitreisenden. 

Die Bundesregierung setzt sich deshalb seit Jahren für 
die Verbesserung und Erweiterung der Urlaubsange-
bote für behinderte Menschen ein. 

Ein Schwerpunkt ist dabei die laufende Förderung von 
zentralen Aufgaben und Modellen der Jugendarbeit 
mit Behinderten im Rahmen des Bundesjugendplanes. 
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Für viele Familien mit behinderten Angehörigen 
haben sich die konkreten Urlaubsmöglichkeiten 
besonders in den aus Bundes- und Landesmitteln 
geförderten gemeinnützigen Familienferienstätten 
verbessert, die überwiegend bereits behindertenge-
recht gestaltet sind. Familien mit behinderten Kindern 
und Behinderte werden bei der Vergabe von Plätzen in 
Familienferienstätten bevorzugt berücksichtigt. 

Auch in den mit Bundesmitteln geförderten Mütterge-
nesungsheimen hat sich die Zahl der Erholungskuren 
für Mütter mit behinderten Kindern erhöht. 

Gezielte Information über Urlaubsmöglichkeiten ist für 
Behinderte und ihre Familien besonders wichtig. Die-
sem Informationsbedürfnis tragen die Herausgeber all-
gemeiner Reiseführer und Urlaubsprospekte in immer 
größerem Maße Rechnung; insgesamt gesehen ist 
diese Information aber noch nicht ausreichend. 

Mit finanzieller Förderung des Bundesministers für 
Jugend, Familie und Gesundheit wird von der Bundes-
arbeitsgemeinschaft „Hilfe für Behinderte" zur Zeit in 
5. Auflage ein Ferienführer allen Reisebüros im Deut-
schen Reisebüroverband zur Verfügung gestellt. Die-
ser Ferienführer enthält Angaben über Hotels, Pensio-
nen, Ferienheime und Ferienwohnungen, die für 
behinderte Feriengäste geeignet sind. Für Gruppen 
von Behinderten werden geeignete Häuser gesondert 
aufgeführt, ebenso Häuser für Alleinreisende, behin-
derte Kinder und Erwachsene, die Hilfe benötigen. Da 
der Ferienführer es Behinderten ermöglichen soll eine 
Reise selbst zusammenzustellen, enthält er auch die 
Beschreibung von Bahnhöfen und Flughäfen und ein 
alphabetisches Ortsverzeichnis. Auf Organisationen, 
die Pauschalreisen für Behinderte anbieten, wird hin-
gewiesen. 

In der Broschüre „Jeder ist ein Teil des Ganzen", die 
dem Abbau von Vorurteilen in der Öffentlichkeit dient, 
wird die Freizeit- und Urlaubsgestaltung von Behin-
derten zusammen mit Nichtbehinderten an Beispielen 
aus der Realität dargestellt. 

In ihrem Aktionsprogramm „Rehabilitation in den 80er 
Jahren" hat die Bundesregierung die Notwendigkeit 
der weiteren Verbesserung und Erhöhung des Freizeit- 
und Urlaubsangebotes für behinderte Menschen 
besonders herausgestellt. Sie wird im Rahmen ihrer 
Möglichkeiten entsprechende Anstrengungen unter-
stützen. Dazu dient auch das Forschungsvorhaben 
„Anzahl und Situation der Behinderten in der Bundes-
republik Deutschland" , das derzeit im Auftrag der 
Bundesregierung durchgeführt wird und auch den 
Kenntnisstand über den Bedarf an Freizeit- und 
Urlaubshilfen für Behinderte verbessern soll. 

1.9 Welche Bedeutung mißt die Bundesregierung 
dem Campingwesen als Freizeitform im allgemei-
nen und insbesondere für Familienferien bei, und 
reicht die Zahl der Campingplätze in der Bundes-
republik Deutschland aus, gemessen am feststell-
baren Bedarf? 

In ihrer Antwort auf die Kleine Anfrage zur Bedeutung 
und Entwicklung des Campingwesens vom 21. Novem

-

ber 1977 (Drucksache 8/1207) hat die Bundesregierung 
auf die große Bedeutung des Campingwesens als 
wichtige Freizeit- und Erholungsform im Rahmen des 
Urlaubstourismus und der touristischen Naherholung 
hingewiesen. In dem zunehmend verbesserten Ange-
bot gut eingerichteter Campingplätze sieht die Bun-
desregierung eine besondere Möglichkeit für familien-
gerechte Urlaubs- und Freizeitaktivitäten. Nach der 
amtlichen Statistik hat diese Urlaubsform in steigen-
dem Maße auch ausländische Besucher angezogen. 

Übernachtungen auf Campingplätzen 
1978 bis 1981 

Erfaßte Übernachtungen in Mio. 
Campingplätze insgesamt I davon Ausländer 

1978 1 344 21,2 3,1 
1979 1 351 21,7 3,3 
1980 1 347 20,5 3,2 
1981 *) 1 570 16,3 4,0 

*) Wegen Umstellung der Statistik (Änderung des Beher-
bergungsstatistikgesetzes) ab 1981 nicht mit früheren Jah-
ren vergleichbar; bis 1980 zum Teil Dauercamper ent-
halten. 

Der Deutsche Campingclub schätzt zusätzlich zu den 
o. g. 16,3 Mio. Übernachtungen für 1981 durch eigene 
Erhebungen (kleinere Plätze, z. B. auf Bauernhöfen, 
Raststätten und Parkplätze) weitere 8,7 Mio. Touristen-
übernachtungen und schätzt die Zahl der Übernach-
tungen auf rd. 1 700 Naherholungsplätzen (Dauercam-
per) auf 34,2 Mio., so daß für 1981 von insgesamt fast 
60 Mio. Übernachtungen im Campingbereich ausge-
gangen werden kann. Für das laufende Jahr liegen 
statistische Ergebnisse noch nicht vor. Der Deutsche 
Campingclub geht nach seinen Beobachtungen von 
einer nicht unerheblichen weiteren Steigerung der 
Übernachtungen gegenüber dem Vorjahr aus. 

In der Hauptsaison sind die vorhandenen Kapazitäten 
in einzelnen Regionen (Norddeutsche Küsten, Alpen-
vorraum) voll ausgelastet. In diesen Gebieten und im 
Einzugsbereich von Ballungsräumen (Naherholung) 
besteht noch ein Bedarf an Campingplätzen (nach 
Schätzungen des ADAC bis 1990 rd. 100 000 zusätzli-
che Stellplätze). Bei durchschnittlich 500 Stellplätzen 
pro Anlage wären dies 200 weitere Campingplätze, 
deren Flächenbedarf mit anderen Nutzungszwecken 
konkurrieren würde. Angesichts der erheblichen Pro-
bleme, die hierdurch im örtlichen Entwicklungs- und 
Planungsbereich sowie in bezug auf Natur- und Land-
schaftsschutz entstehen können, hält die Bundesregie-
rung neue Formen des Campings, wie z. B. Kleincam-
ping auf Bauernhöfen, die in bestehende ländliche 
Siedlungsstrukturen gut eingebunden sind, für ent-
wicklungsfähig. 

Die Bemühungen der Bundesregierung sind vor allem 
darauf gerichtet, das Angebot an gut angelegten und 
eingerichteten Campingplätzen für familiengerechte 
Urlaubs- und Freizeitaktivitäten zu erhöhen. Seit zehn 
Jahren wird deshalb der Bundeswettbewerb „Vorbild-
liche Campingplätze in der Landschaft" durchgeführt, 
an dem sich bislang rd. 800 Campingplätze beteiligt 
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haben. Dieser Wettbewerb soll dazu beitragen Cam-
pingplätze zu schaffen, die einerseits den berechtigten 
Wünschen der Benutzer Rechnung tragen, anderer-
seits aber auch den räumlichen Entwicklungszielen 
entsprechend in die Landschaft eingeordnet sind. 

II. Fremdenverkehr als wirtschaftspolitischer Faktor 

Die Ausgaben für die Gestaltung der Freizeit haben bei 
der privaten Einkommensverwendung ein immer grö-
ßeres Gewicht erlangt. Für viele ist es heute selbstver-
ständlich geworden, wenigstens einen Teil ihres jährli-
chen Urlaubs zum Reisen zu benutzen. Urlaubsreisen 
nehmen inzwischen auf der Bedürfnisskala der Bürger 
einen der vordersten Plätze ein. 

Dies hat dazu geführt, daß die von der touristischen 
Nachfrage geprägten Wirtschaftsbereiche in den letz-
ten Jahren ein hohes Maß an wirtschaftlicher Stabilität 
auch angesichts weltweit veränderter gesamtwirt-
schaftlicher Rahmenbedingungen und der dadurch 
ausgelösten Anpassungsprozesse aufweisen. Für viele 
Regionen mit einer im übrigen schwach entwickelten 
Wirtschaftsstruktur, aber beachtlichem landschaftli-
chen Attraktionswert hat der Tourismus große wirt-
schaftliche Bedeutung. Vielfach leistet er einen unent-
behrlichen Beitrag zu Beschäftigung und Einkommen 
der Bevölkerung in den Zielgebieten des Tourismus 
oder ist ihre Existenzgrundlange. Das gilt für die mei-
sten Fremdenverkehrsgebiete in Deutschland, glei-
chermaßen aber auch im Ausland. 

2.1 Wie hoch ist der Anteil des Fremdenverkehrs am 
Bruttosozialprodukt der Bundesrepublik Deutsch-
land absolut und prozentual, und wie hoch ist der 
Anteil des Fremdenverkehrs am Bruttoinlands-
produkt der einzelnen Bundesländer? 

Eine zuverlässige Zurechnung wirtschaftlicher Betäti-
gung als Beitrag des Tourismus zum Sozialprodukt 
scheitert an der Tatsache, daß die mit dem Fremden-
verkehr zusammenhängenden wirtschaftlichen Vor-
gänge in den Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnun-
gen in den verschiedensten Wirtschaftsbereichen ent-
halten sind und gesondert nicht ausgewiesen werden 
können. Auch von der Verwendungsseite des Sozial-
produkts her ist es nicht möglich, die Ausgaben für den 
Fremdenverkehr getrennt nachzuweisen, da die Auf-
wendungen, insbesondere der p rivaten Haushalte, 
nicht tief genug gegliedert werden. 

Die Bundesregierung hat deshalb in ihrer Unterrich-
tung des Deutschen Bundestages „Tourismus in der 
Bundesrepublik Deutschland — Grundlagen und Ziele" 
durch eine Schätzung deutlich zu machen versucht, in 
welchem Maße Produktion und Beschäftigung in aus-
gewählten Bereichen direkt oder indirekt vom Touris-
mus abhängig sind (Drucksache 7/3840, Abschnitt III 1, 
S. 26 ff.). Die dort genannte Größenordnung von etwa 

1,5 Mio. Arbeitsplätzen dürfte sich seither noch leicht 
erhöht haben; eine möglicherweise im Kurbereich 
unvermeidliche Freisetzung von Arbeitskräften ver-
mag die Gesamtzahl nicht nennenswert zu beein-
flussen. 

Die unterschiedliche Bedeutung des Tourismus für 
die einzelnen Bundesländer kann aus ihrem Anteil an 
der Touristenbeherbergung in der Bundesrepublik 
Deutschland erkannt und bei Bedarf mit dem Anteil 
der Bundesländer an anderen gesamtwirtschaftlichen 
Meßgrößen verglichen werden. Eine absolute oder 
relative Größe für den Fremdenverkehr insgesamt 
bezogen auf das Brutto-Inlandsprodukt der einzelnen 
Bundesländer läßt sich aber ebenso wenig ermitteln, 
wie für das Bundesgebiet insgesamt. 

2.2 Wie entwickelte sich das Defizit in der Reisever-
kehrsbilanz in den vergangenen Jahren, und wel-
che Möglichkeiten sieht die Bundesregierung, 
dieses Defizit auf ein erträgliches Maß zu redu-
zieren? 

Die deutsche Reisedevisenbilanz ist seit 1958 ohne 
Unterbrechung defizitär. Die Reiseausgaben der Deut-
schen im Ausland expandierten durchschnittlich sehr 
viel stärker als die Einnahmen. Dadurch hat sich der 
negative Saldo tendenziell vergrößert; 1981 war er auf 
26 Mrd. DM angewachsen. 

1981 betrugen die Ausgaben deutscher Reisender im 
Ausland 40,3 Mrd. DM, das sind rd. 2,5 v. H. des Brutto-
sozialproduktes oder 5 v. H. des privaten Verbrauchs 
oder knapp 20 v. H. der gesamten Importe von Waren 
und Dienstleistungen. 

Obwohl Deutschland in den Augen ausländischer Tou-
risten nicht als klassisches Zielland des Tourismus gilt 
und von einigen besonders attraktiven Zielländern des 
internationalen Tourismus umgeben ist, haben die Rei-
sedeviseneinnahmen mit 14,3 Mrd. DM ebenfalls eine 
beachtliche Höhe erreicht. Deutschland liegt damit im 
internationalen Vergleich an sechster Stelle in der 
Welt, noch vor Österreich. 

Wenngleich die Reisedevisenausgaben bis in die 
Gegenwart Jahr für Jahr angestiegen sind, zeigen sich 
nunmehr zunehmend Auswirkungen der derzeitigen 
konjunkturellen Schwächephase. Angesichts hoher 
Preissteigerungen im Ausland, die nicht mehr — wie in 
den 70er Jahren — durch entsprechende Steigerungen 
des Außenwertes der Deutschen Mark kompensiert 
worden sind, weist der Anstieg der Reisedevisenausga-
ben 1981 gegenüber 1980 von 8 v. H. bereits darauf 
hin, daß die deutsche Nachfrage nach touristischen 
Dienstleistungen des Auslandes im vergangenen Jahr 
erstmals real etwas zurückgegangen ist. Zugleich sind 
die Reisedeviseneinnahmen 1981— nicht zuletzt wegen 
der relativen Preisstabilität des deutschen touristischen 
Angebots — kräftig gewachsen (rd. 20 v. H.). Der Pas-
sivsaldo ist somit — konjunkturell bedingt — kaum noch 
gewachsen. 

Erste Ergebnisse des Jahres 1982 lassen erwarten, daß 
sowohl die Deviseneinnahmen als auch die  Devisen- 

 



Drucksache 9/2082 	Deutscher Bundestag — 9. Wahlperiode 

ausgaben im Tourismus in geringerem Maße anwach-
sen werden. Dies entspräche einem realen Rückgang 
des internationalen Tourismus in beiden Richtungen. 
Mit einer Belebung der allgemeinen Wirtschaftstätig-
keit und wieder steigenden privaten Einkommen wird 
jedoch auch das Defizit der deutschen Reisedevisen-
bilanz wieder stärker ansteigen. 

Ohne die Bedeutung zu verkennen, die der Größen-
ordnung des Saldos der deutschen Reisedevisenbilanz 
zukommt, sieht die Bundesregierung in diesem Defizit 
das Ergebnis einer funktionierenden und ökonomisch 
sinnvollen internationalen Arbeitsteilung. Die wichti-
gen Zielländer des deutschen Tourismus weisen regel-
mäßig Defizite im Warenhandel mit Deutschland auf. 
Der Zufluß deutscher Reisedevisen erleichtert oder 
ermöglicht ihnen größere Warenimporte aus Deutsch-
land. Der internationale Tourismus nach und aus 
Deutschland ist ein unlösbarer Teil der außenwirt-
schaftlichen Verflechtungen, deren ungehinderter Ent-
faltung die Bundesrepublik Deutschland zu einem 
guten Teil ihren Wohlstand verdankt. Die Bundesre-
gierung hat deshalb wiederholt mit Nachdruck erklärt, 
daß sie Beschränkungen im Auslandsreiseverkehr 
nicht in Erwägung zieht. Derartige protektionistische 
Eingriffe würden die Freiheit der Bürger unseres Lan-
des einschränken. 

Die Bundesregierung hält es aber für unerläßlich, daß 
durch eine wirksame Tourismuswerbung im Ausland 
die Einnahmen aus dem internationalen Tourismus 
gesteigert und damit ein wich tiger Beitrag zur Verrin-
gerung des Defizits in der Reiseverkehrsdevisenbilanz 
geleistet wird. Sie beabsichtigt daher, die mit der Tou-
rismuswerbung im Ausland betraute Deutsche Zen-
trale für Tourismus e. V. (DZT) im Rahmen ihrer Mög-
lichkeiten weiterhin finanziell so zu unterstützen, daß 
die DZT mit zunehmendem Erfolg der ihr gestellten 
Aufgabe nachkommen kann, mehr ausländische Touri-
sten für Reisen nach Deutschland zu gewinnen. 

2.3 Wie beurteilt die Bundesregierung Qualität und 
Quantität der deutschen Fremdenverkehrsein-
richtungen und wie deren Fähigkeit, mehr Urlau-
ber als bisher aufzunehmen? 

Im internationalen Vergleich hat die Qualität der deut-
schen Fremdenverkehrseinrichtungen ein hohes und 
in jeder Hinsicht wettbewerbsfähiges Niveau. Dies gilt 
für den Beherbergungs- und Gaststättenbereich 
ebenso wie für die Einrichtungen der deutschen Kur-
orte und Heilbäder, der Ferienzentren, Ferienparks 
und Feriendörfer. Alle deutschen Ferienregionen ver-
fügen auch über eine qualitativ gute und den unter-
schiedlichsten Ansprüchen der Urlauber gerecht wer-
dende Freizeitinfrastruktur. 

Umfang und Aufnahmekapazitäten der Fremdenver-
kehrseinrichtungen werden von der Nachfrage und 
der in den einzelnen Regionen erwarteten Entwick-
lung bestimmt. In den besonders attraktiven Fremden-
verkehrsgebieten sind die Kapazitäten in der Saison 
weitgehend ausgelastet. Außerhalb der Saison und in 

weniger intensiv nachgefragten Regionen und Städten 
sind meist erhebliche freie Kapazitäten vorhanden. 

In den erstgenannten Fremdenverkehrsregionen kön-
nen in den Saisonzeiten nur noch wenige zusätzliche 
Urlauber Aufnahme finden, zumal die vorhandene 
Infrastruktur und eine begrenzte Belastbarkeit man-
cher Fremdenverkehrsgebiete kaum noch eine Aus-
weitung der Aufnahmekapazitäten rechtfertigen. 
Weniger belastete deutsche Fremdenverkehrsgebiete 
können hingegen vielfach durch Anpassung der Kapa-
zitäten und Weiterentwicklung ihrer Urlaubsinfra-
struktur einer wachsenden Nachfrage gerecht werden. 
Auch beim „Urlaub auf dem Bauernhof" ist der bisheri-
gen Angebots- und Nachfrageentwicklung folgend mit 
qualitativen Verbesserungen des bestehenden Ange-
bots, insbesondere durch zeitgerechte sanitäre Anla-
gen und ergänzende Einrichtungen für Freizeitaktivi-
täten, noch eine beachtliche Kapazitätsreserve auszu-
schöpfen. 

Vor allem kann aber bei einer breiten Nutzung der 
bisherigen Nebensaisonzeiten die vorhandene Kapazi-
tät der deutschen Fremdenverkehrsgebiete zur ver-
mehrten Aufnahme von Urlaubern führen. Deshalb 
kommt einer den Urlaubsreisewünschen der Bevölke-
rung noch besser entsprechenden Regelung der sog. 
Nebenferien der Schulen durch die Kultusminister der 
Länder besondere Bedeutung zu. 

2.4 Ist gesichert, daß Regionen, für die der Fremden-
verkehr eine wesentliche Einnahmequelle ist, 
weiterhin bei Sicherung, Modernisierung und 
Ausbau dieses Erwerbszweiges gefördert werden, 
z. B. durch die Gemeinschaftsaufgabe Regionale 
Wirtschaftsstruktur? 

Im Rahmen der Gemeinschaftsaufgabe „Verbesserung 
der regionalen Wirtschaftsstruktur" können in den 
Fremdenverkehrsgebieten des derzeit geltenden 11. 
Rahmenplans sowohl die Errichtung, Erweiterung, 
Umstellung und grundlegende Rationalisierung von 
Fremdenverkehrsbetrieben als auch die fremdenver-
kehrsbezogene Infrastruktur gefördert werden. Die 
Fördergebiete der Gemeinschaftsaufgabe sind 1981 
neu abgegrenzt worden. Innerhalb der Fördergebiete 
ist die Benennung derjenigen Gebiete, in denen der 
Fremdenverkehr gefördert wird, nach der festgelegten 
Aufgabenverteilung Sache des jeweiligen Bundeslan-
des. Die Bundesregierung geht davon aus, daß die 
Länder ein ureigenes Interesse daran haben, Regionen 
im Fördergebiet der Gemeinschaftsaufgabe, für die der 
Fremdenverkehr eine wesentliche Einnahmequelle ist, 
auch weiterhin als Fremdenverkehrsgebiete auszu-
weisen. 

Im übrigen stehen weiterhin die verschiedenen Förder-
maßnahmen des ERP-Programms zur Verfügung. 

Fremdenverkehrsregionen des Zonenrandgebiets wer-
den bei Sicherung, Modernisierung und Ausbau dieses 
Erwerbszweiges zusätzlich dadurch unterstützt, daß 
hier bestimmte öffentliche Einrichtungen des Frem- 
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denverkehrs auch im Rahmen des sozialen und kultu-
rellen Förderungsprogramms nach §§ 6 und 7 Zonen-
randförderungsgesetz vom 5. August 1971 gefördert 
werden können. Dies bet rifft insbesondere Breiten-
sportanlagen wie Schwimmbäder und Tennisplätze, 
kulturelle Einrichtungen und Maßnahmen wie Biblio-
theken oder Veranstaltungen im Haus des Gastes oder 
Festspiele (z. B. Hitzacker, Bad Hersfeld, Wunsiedel, 
Passau) oder Familienferienstätten. 

Darüber hinaus fördert der Bundesminister für inner-
deutsche Beziehungen die Herausgabe von Fremden-
verkehrsprospekten zusammenhängender Fremden-
verkehrslandschaften des Zonenrandgebietes. 

2.5 Welche Vor- und Nachteile für die betroffenen 
Länder verbinden sich nach Meinung der Bun-
desregierung mit dem Urlaub in Entwicklungs-
ländern? 

Der Bundesregierung ist bekannt, daß nur wenige Ent-
wicklungsländer für ihre wirtschaftliche und soziale 
Entwicklung dem Tourismus eine ähnlich hohe Priori-
tät beimessen wie anderen Wirtschaftsbereichen. 
Einige Entwicklungsländer haben eine starke touristi-
sche Nachfrage auf sich gezogen und mit Hilfe der aus 
dem Tourismus gewonnenen Erträge beachtenswerte 
Fortschritte in ihrer Entwicklung erzielen können. 

Entwicklungsländer, die nur über geringe eigene Res-
sourcen verfügen oder durch Monokulturen stark vom 
Preisgefüge des Weltmarktes abhängig sind, versu-
chen durch Ausbau ihres touristischen Potentials ihre 
negativen Leistungsbilanzen durch Deviseneinnah-
men aus dem Tourismus zu verbessern. Die Nettodevi-
senerträge, die im Entwicklungsland verbleiben, sind 
u. a. vom Stand der gesamtwirtschaftlichen Entwick-
lung des jeweiligen Landes abhängig. 

Touristische Einrichtungen entwickeln sich oft in sol-
chen Regionen, die für Industrieentwicklungen unge-
eignet sind. Die für den Tourismus erforderlichen Infra-
strukturen kommen z. T. auch der einheimischen 
Bevölkerung zugute. 

Durch den personalintensiven Dienstleistungsbereich 
des Tourismus werden relativ viele Arbeitsplätze 
geschaffen, die in der Mehrzahl keine sehr hohen 
Anforderungen an die Dienstleistenden stellen und 
daher leicht zu besetzen sind. Andererseits ist die Sai-
sonalität der Nachfrage und die damit verbundene 
unregelmäßige Beschäftigungslage auch für Entwick-
lungsländer nicht ohne Probleme. 

Wegen des verstärkten Interesses der Touristen an der 
einheimischen Fauna und Flora wird in den Entwick-
lungsländern der Pflege der natürlichen Ressourcen 
steigende Bedeutung beigemessen. 

Durch Erhaltung und Erneuerung des lokalen Brauch-
tums (Tänze und Musik, Kunsthandwerk) wird eine 
Rückbesinnung der einheimischen Bevölkerung auf 
die eigene kulturelle Vergangenheit bewirkt, auch 

wenn Anpassungen an vermeintliche Erwartungen 
ausländischer Touristen nicht auszuschließen sind. 

Das Fernziel der Völkerverständigung durch Touris-
mus stößt in der Realität auf Hemmnisse (Sprachbarrie-
ren, Touristenghettos, unterschiedliche Religions- und 
Kulturkreise), so daß selbst bei großer Aufgeschlossen-
heit Kontakte auf Einzelfälle begrenzt bleiben. Hinzu 
kommt, daß Menschen, die selbst keinen regelmäßigen 
Erholungsurlaub kennen, wenig Verständnis aufbrin-
gen für das Urlaubsverhalten von Touristen aus Indu-
strieländern. 

Politische Krisen und konjunkturelle Einbrüche kön-
nen die touristische Nachfrage beeinträchtigen. Län-
der, die einseitig auf den Tourismus als Mittel ihrer 
wirtschaftlichen Entwicklung gesetzt haben (z. B. 
kleine Inselstaaten), können dadurch in erhebliche 
Schwierigkeiten geraten. 

Häufig behauptete negative sozio-kulturelle Auswir-
kungen des Tourismus sind schwer erfaßbar. Der 
Bundesminister für wirtschaftliche Zusammenarbeit 
bemüht sich im Rahmen seiner Öffentlichkeitsarbeit 
durch eine breite Palette von Aufklärungsmaßnahmen 
derartige Negativeffekte zu mindern. 

III. Auslandswerbung für Deutschlandurlaub 

Die Tourismuswerbung im Ausland für Reisen nach 
Deutschland ist unverändert eine der wichtigen Maß-
nahmen des Bundes zur Förderung der deutschen Tou-
rismuswirtschaft. Hierauf hat die Bundesregierung in 
ihren Tourismusberichten von 1975 — Drucksache 
7/3840 — und von 1979 — Drucksache 8/2805 — nach-
drücklich hingewiesen. Neuerdings kommt der Touris-
muswerbung im Ausland auch wieder mehr Bedeu-
tung bei dem Bemühen um eine Minderung des Pas-
sivsaldos der Reisedevisenbilanz zu. 

Sicherlich ist die deutliche Zunahme des Ausländer-
tourismus nach Deutschland in den letzten Jahren 
auch ein Indiz für eine erfolgreiche Tourismuswerbung 
im Ausland. 26,6 Mio. Ausländerübernachtungen in 
Beherbergungsbetrieben, Privatunterkünften, auf 
Campingplätzen und in Jugendherbergen im Jahre 
1980 (1970: 19,2 Mio.) kennzeichnen das Ausmaß des 
ausländischen Interesses an Reisen nach Deutschland. 

3.1 Wie hoch war der finanzielle Einsatz des Bundes 
für die Auslandswerbung durch die Deutsche 
Zentrale für Tourismus (DZT) im Vergleich von 
1970 und 1980, wie haben sich in dieser Zeit die 
Deviseneinnahmen entwickelt, die unser Land 
durch ausländische Besucher erzielte, wie hoch 
war in derselben Zeit der finanzielle Beitrag der 
deutschen Fremdenverkehrswirtschaft für Aus-
landswerbung, als Beitrag zur DZT-Arbeit, in der 
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Zusammenarbeit mit der DZT und als eigenstän-
dige Auslandswerbung, und wie beurteilt die 
Bundesregierung diesen Leistungsbeitrag der 
Fremdenverkehrswirtschaft? 

Die Bundesregierung hat 1970 die Tourismuswerbung 
im Ausland durch die Deutsche Zentrale für Tourismus 
e. V. (DZT) mit einem Zuschuß von 10,4 Mio. DM geför-
dert; 1980 betrug der Zuschuß 27,8 Mio. DM. 

Im gleichen Zeitraum haben die Deviseneinnahmen 
von ausländischen Touristen von 4,9 Mrd. DM (1970) 
auf 11,9 Mrd. DM (1980) zugenommen. 

Der Beitrag der Deutschen Fremdenverkehrswirtschaft 
zum Haushalt der DZT belief sich 1970 auf 0,723 Mio. 

DM und lag 1980 bei 1,834 Mio. DM. An Verbundwer-
bemaßnahmen mit der DZT beteiligten sich Fremden-
verkehrswirtschaft und Verkehrsunternehmen zusätz-
lich 1970 mit etwa 3,8 Mio. DM und 1980 mit rd. 
8,5 Mio. DM. 

Daneben haben die Fremdenverkehrswirtschaft und 
die beteiligten Verkehrsträger nach vorsichtigen und 
notwendigerweise unvollständigen Schätzungen, die 
gemeinsam mit der DZT und den Verbänden der Frem-
denverkehrswirtschaft angestellt worden sind, 1970 rd. 
30 Mio. DM und 1980 rd. 80 Mio. DM für ihre eigen-
ständige touristische Auslandswerbung aufgewendet. 

Die nachfolgende Tabelle gibt einen zusammenfassen

-

den  Überblick. 

1970 1980 Veränderung 
in v. H. 

Bundeszuwendung an die DZT 10,4 27,8 + 167 

Deviseneinnahmen aus dem 
Reiseverkehr 4 900 1 ) 11 920 1 ) + 143 

Beitrag der deutschen Fremdenver- 
kehrswirtschaft zum Haushalt der DZT 
(Mitgliederbeiträge und -zuschösse, 
Anschließerbeiträge) 0,723 2 ) 1,834 2 ) + 154 

Finanzielle Beteiligung der 
Fremdenverkehrswirtschaft an 
Verbundwerbemaßnahmen der DZT 3,8 3 ) 8,5 3 ) + 124 

Eigene Werbemaßnahmen der 
Fremdenverkehrswirtschaft im Ausland 
(z. T. mit der DZT abgestimmt) 30 4 ) 80 4 ) + 167 

1) Monatsberichte der Deutschen Bundesbank 
2) Wirtschaftspläne der DZT 
3) Ermittlung (teilweise Schätzung) der DZT 
4) vorsichtige Schätzung auf Grund von Angaben der DZT und der Verbände der Fremdenver-

kehrswirtschaft 

Die finanzielle Beteiligung der deutschen Fremdenver-
kehrswirtschaft an der Tourismuswerbung im Ausland 
insgesamt war stets um ein Vielfaches höher, als in 
ihren Beiträgen zum Haushalt der DZT zum Ausdruck 
kommt. 

Dessen ungeachtet teilt die Bundesregierung die Auf-
fassung des Wirtschaftsausschusses des Deutschen 
Bundestages, daß der direkte finanzielle Beitrag der 
Fremdenverkehrswirtschaft zum jährlichen Haushalt 
der DZT noch gesteigert werden sollte. Auf Initiative 
der Bundesregierung hat die DZT-Mitgliederversamm-
lung im Juli 1982 beschlossen, die Mitgliedsbeiträge 
ab 1983 um 50 v. H. zu erhöhen. 

3.2 Ist die DZT 1982/83 so ausgestattet, daß sie ihrer 
Aufgabe gerecht werden kann, im Ausland Inter-
esse für Deutschlandurlaub zu wecken, bei Ver-
anstaltern gezielt zu werben und potentielle In-
teressenten individuell und erfolgversprechend 
zu beraten und so zum Abbau des Reiseverkehrs-
bilanz-Defizits beizutragen? 

Die DZT bedient sich zur Erfüllung ihrer Aufgaben 
zum einen der klassischen Werbemittel Prospekte, 
Anzeigen und z. T. auch kurzer Radiospots, um im 
Ausland Interesse für Reisen nach Deutschland zu 
wecken. Diese Werbung richtet sich vor allem an die 
potentiellen Touristen in den betreffenden Ländern 
(Konsumentenwerbung). Da vor allem der Urlaubstou-
rismus aus zahlreichen Ländern nach Deutschland in 
großem Umfang über Reisebüros und Reiseveranstalter 
gebucht wird, sucht die DZT zum anderen zunehmend 
mit konkreten Reise- und Aufenthaltsvorschlägen 
deren Bereitschaft zu gewinnen, Deutschlandreisen in 
ihre Angebote aufzunehmen (Kontaktwerbung). Die 
DZT bemüht sich, im Rahmen ihrer personellen und 
finanziellen Möglichkeiten, auch dieser Aufgabe 
gerecht zu werden. 

Die Bundesregierung hat in ihrem Tourismusbericht 
1975 — Drucksache 7/3840 — darauf hingewiesen, daß 
es für die Erfüllung der Kontaktwerbung bei der Reise-
wirtschaft im Ausland einer sorgfältigen und umfang-
reichen Aufbereitung von Marktdaten und der laufen-
den Entwicklung attraktiver Angebote für die unter-
schiedlichen Nachfragegruppen von Ausländern be- 
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darf. Seither hat die DZT mehr als 16 000 solcher Ange-
botsvorschläge entwickelt, in ihre vertriebsunterstüt-
zende Werbung eingefügt und ausländischen Reisebü-
ros und -veranstaltern zur Verfügung gestellt. Sie 
bemüht sich damit im Rahmen ihrer Möglichkeiten, 
der Forderung des Deutschen Bundestages, Angebote 
marktgerecht aufzubereiten, zu gestalten und zu prä-
sentieren — Drucksache 7/5403 — nachzukommen. 
Diese Vertriebsunterstützung stößt allerdings bereits 
seit einiger Zeit an die Grenzen der personellen Kapa-
zität der DZT. 

Der Forderung des Deutschen Bundestages in seiner 
Entschließung vom 26. Juni 1980 — Drucksache 8/4190, 
Ziffer 11 — die „zweite Ausbaustufe der DZT" zu reali-
sieren, d. h. die allgemeine Werbung im Ausland zu 
einer aktiven Verkaufsförderung weiterzuentwickeln, 
konnte noch nicht in vollem Umfang entsprochen wer-
den. Dazu bedarf es, wie in der Entschließung des 
Deutschen Bundestages zum Ausdruck gebracht 
wurde, des Einsatzes von zusätzlichen sprachkundigen 
und verkaufserfahrenen Fachkräften. 

Die DZT hat sich bislang unter Anspannung aller 
Kräfte bemüht, potentielle Deutschlandtouristen im 
Ausland individuell und erfolgversprechend zu bera-
ten. Die Zahl der bei den Auslandsvertretungen der 
DZT für Informationen und Auskünfte eingesetzten 
Ortskräfte reicht allerdings nicht mehr überall aus, um 
allen schriftlichen, telefonischen und mündlichen 
Beratungswünschen zu entsprechen. Die Bundesregie-
rung ist sich der aufgezeigten Engpässe bewußt. 

Die DZT hat im übrigen 1982 die Zusammenfassung 
von zwei Auslandsvertretungen in Nordamerika in die 
Wege geleitet. Die Bundesregierung prüft derzeit ge-
meinsam mit der DZT, ob eine Zusammenfassung 
(Ausdünnung) des Auslandsvertretungsnetzes auch in 
anderen Fällen ohne wesentliche Minderung der Effi-
zienz der deutschen touristischen Auslandswerbung 
vertretbar wäre. 

3.3 Sieht die Bundesregierung Möglichkeiten, in den 
folgenden Jahren durch verstärktes Engagement 
zusätzliche ausländische Besucher für den 
Deutschlandurlaub zu gewinnen, und was will sie 
in diesem Sinne tun? 

Die Bundesregierung sieht vielfältige Möglichkeiten, 
durch eine weitere Intensivierung der Tourismuswer-
bung im Ausland noch mehr ausländische Gäste für 
einen Urlaub in Deutschland zu gewinnen. Vorausset-
zung dafür wäre u. a., daß die in der Antwort zur 
Frage 3.2 aufgezeigten personellen Engpässe bei der 
DZT im Bereich der vertriebsfördernden Werbung, bei 
der aktiven Verkaufsförderung im Ausland gegenüber 
Reisebüros und -veranstaltern sowie bei der Informa-
tion und Beratung ausländischer Interessen für Reisen 
nach Deutschland beseitigt werden. Ein weiteres 
Anwachsen der Deutschlandreisen von Ausländern 
ließe sich mit hoher Wahrscheinlichkeit erreichen, 
wenn darüber hinaus mehr Mittel zur Verfügung 
stünden. 

3.4 Wie beurteilt die Bundesregierung die Zusam-
menarbeit der DZT mit den Anbietern von Frem-
denverkehrsleistungen und den p rivaten und 
öffentlichen Organisationen des inländischen 
Fremdenverkehrs? 

Die Gestaltung der Tourismuswerbung im Ausland 
durch die DZT erfolgt in ständiger, enger Zusammen-
arbeit mit den Mitgliedern der DZT, den regionalen 
Fremdenverkehrsverbänden, den großen Städten und 
den sonstigen Anbietern von touristischen Leistungen. 
Deren Vertreter haben Sitz und Stimme in den dafür 
gebildeten Gremien der DZT, zusätzlich auch einige 
Vertreter der Bundesländer. In diesen Gremien werden 
alle Werbemaßnahmen der DZT koordiniert. 

Die Zusammensetzung der die DZT-Werbung beraten-
den und mitgestaltenden Gremien sichert nach Auffas-
sung der Bundesregierung eine bestmögliche Berück-
sichtigung der großen Vielfalt des deutschen touristi-
schen Angebots für Ausländer in der DZT-Werbung, 
zumal alle Beteiligten sich nach besten Kräften bemü-
hen, im Werbeverbund optimal zusammenzuarbeiten. 

IV. Beschäftigung im Fremdenverkehr 

Aus den in der Antwort zur Frage 2.1 dargelegten 
Gründen kann die Größenordnung der Beschäftigung 
im Fremdenverkehr nur geschätzt werden; zu viele 
Bereiche der verarbeitenden und der Dienstleistungs-
Gewerbe sind direkt oder indirekt beteiligt. Dem nicht 
unbeträchtlichen Beschäftigungspotential muß im Hin-
blick auf eine längerfristig noch weiter zunehmende 
Nachfrage nach Reisen und Erholung besondere Auf-
merksamkeit zugewendet werden. Die vielfältigen 
Bereiche des Fremdenverkehrs bieten attraktive, 
sichere und entwicklungsfähige Beschäftigungsmög-
lichkeiten. 

4.1 Wie hoch ist die Zahl der Bundesbürger, die ganz 
oder teilweise Arbeit und Auskommen im Bereich 
Fremdenverkehr finden, wie hoch ist dabei der 
Anteil der ausländischen Erwerbstätigen, als 
Selbständige und als Arbeitnehmer, und wie ha-
ben sich diese Zahlen in den letzten zehn Jahren 
entwickelt?  

Eine eindeutig belegbare Bezifferung der Personen, 
die ganz oder teilweise Arbeit und Auskommen im 
Fremdenverkehr finden, ist nicht möglich. Die im 
Tourismusbericht der Bundesregierung von 1975 
geschätzte Größenordnung von etwa 1,5 Mio. Arbeits-
plätzen, die direkt oder indirekt vom Tourismus abhän-
gig sind, dürfte sich seither noch leicht erhöht haben. 

Die Mikrozensuserhebungen des Statistischen Bun-
desamtes zeigen für das Hotel- und Gaststättenge-
werbe, daß die Gesamtzahl der Beschäftigten im Zeit-
raum 1972 bis 1981 — auch als Folge einer gestiegenen 
Tourismusnachfrage im Inland — um 60 000 oder über 
8 v. H. zugenommen hat 
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1972 1977 1981 

Erwerbstätige insgesamt 713 000 738 000 773 000 

darunter 
tätige Inhaber 184 000 176 000 177 000 

mithelfende Familien- 
angehörige 81 000 56 000 45 000 

zusammen 265 000 232 000 222 000 

darin Ausländer — 20 000 29 000 

abhängige Beschäftigte 448 000 506 000 551 000 

darin Ausländer 82 000 83 000 92 000 

Die Zahl der tätigen Inhaber und ihrer mithelfenden 
Familienangehörigen ist im gleichen Zeitraum um 
43 000 oder rd. 16 v. H. zurückgegangen; die Zahl der 
abhängig Beschäftigten (ohne mithelfende Familien-
angehörige) im Gastgewerbe ist hingegen um mehr als 
100 000 oder 23 v. H. gestiegen. 

4.2 Welche Verdienstmöglichkeiten gibt es im Frem-
denverkehrsgewerbe, wie sind die Arbeitsbedin-
gungen allgemein, und welches sind die Gründe 
für die hohe Fluktuation im Hotel- und Gaststät-
tengewerbe? 

Die Verdienstmöglichkeiten und die Arbeitsbedingun-
gen in den verschiedenen Tätigkeitsbereichen im 
Fremdenverkehr sind recht unterschiedlich; eine gene-
relle Aussage ist daher für das Fremdenverkehrsge-
werbe insgesamt nicht möglich. Im Reisebürogewerbe 
gelten Verdienstmöglichkeiten und Arbeitsbedingun-
gen als gut oder gar überdurchschnittlich. Hier gibt es 
für die Unternehmen keine Schwierigkeiten, ihren 
Arbeitskräftebedarf zu decken. Die Verdienstmöglich-
keiten und Arbeitsbedingungen bei den Fremdenver-
kehrsvereinen, bei den Heilbädern und den Kurortver-
waltungen lehnen sich stark an die des öffentlichen 
Dienstes an. Vielfach kommen Beschäftigte in diesem 
Bereich nach wie vor aus der Verwaltung oder werden 
nach deren Kriterien eingestellt und ausgebildet. 

Besondere und mit anderen Wirtschaftssektoren, ins-
besondere auch anderen Dienstleistungsbereichen, 
nur schwer vergleichbare Arbeitsbedingungen und 
Verdienstmöglichkeiten gibt es im Hotel- und Gast-
stättengewerbe. Umfassende oder amtliche Statistiken 
über die Verdienstmöglichkeiten und die Arbeitsbe-
dingungen im Hotel- und Gaststättengewerbe liegen 
nicht vor. Das vom Bundesminister für Forschung und 
Technologie seit 1979 im Gastgewerbe durchgeführte 
Forschungsprojekt zur Humanisierung des Arbeitsle-
bens „Abbau von Belastungen im Hotel- und Gaststät-
tengewerbe" ist zwar abgeschlossen, aber noch nicht 
ausgewertet. Die Bundesregierung kann daher für die-
ses Gewerbe die Fragen z. Z. nur auf der Grundlage 
der Angaben und Vereinbarungen der Tarifvertrags-
parteien beantworten. 

Obwohl Vergleiche mit den Tarifverträgen anderer 
Wirtschaftszweige nicht sehr aussagefähig sind, weil 
nicht alle Bestandteile von Arbeitsbedingungen erfaßt 
werden können, spricht vieles dafür, daß im Hotel- und 

Gaststättengewerbe die Tarifgehälter (Mindestent-
gelte), die Urlaubsregelung einschließlich des Urlaubs-
geldes, vermögenswirksame Leistungen und Jahres-
sonderzuwendungen trotz vieler Verbesserungen in 
den letzten Jahren nicht die durchschnittliche Höhe in 
Industrie und Handel erreichen. Hierbei sind bran-
chenspezifische Zulagen und Zuschläge, die zu 
wesentlich höheren Effektivverdiensten führen kön-
nen, nicht berücksichtigt. 

Die Arbeitszeitregelung weicht im Hotel- und Gaststät-
tengewerbe entscheidend von der in anderen Wirt-
schaftsbereichen und in den meisten anderen Dienst-
leistungsbereichen ab. Die Mehrzahl der Beschäftigten 
in diesem Gewerbe hat Arbeitszeitschwerpunkte dann, 
wenn in der übrigen Wirtschaft Ruhezeiten die Regel 
sind, in der Mittagszeit und in den Abendstunden, an 
Wochenenden und Feiertagen sowie zu den bevorzug-
ten Urlaubszeiten. Wechselschicht und unvorherseh-
bare Mehrarbeit sind häufig hinzunehmen, vielfach 
auch durch den Betriebsablauf bedingte unterbro-
chene Schichten mit Teildienst. Die 5-Tage- und 40-
Stunden-Woche wird in den verschiedenen Tarifberei-
chen bis 1984 eingeführt. 

Umso bemerkenswerter ist, daß die Zahl der Beschäf-
tigten im Gastgewerbe von 1972 bis 1981 um über 
8 v. H. angewachsen ist und die Zahl der angebotenen 
und besetzten Ausbildungsplätze in wenigen Jahren 
nahezu verdoppelt wurde. Dies mag ein Indiz dafür 
sein, daß auch Neigung und Interesse neben den Ver-
dienstmöglichkeiten und den Arbeitsbedingungen bei 
der Berufswahl eine wichtige Rolle spielen. Zweifellos 
kommt hierin auch zum Ausdruck, daß die Berufe im 
Hotel- und Gaststättengewerbe im Hinblick auf die 
erwartete weitere Zunahme der arbeitsfreien Zeit in 
allen Bereichen des Arbeitslebens weiterhin als beson-
ders zukunftsträchtig und langfristig krisensicher 
angesehen werden. 

Diese positive Beurteilung der gastgewerblichen 
Berufe wird nur wenig durch die ausgeprägte saisonale 
Komponente der Beschäftigung beeinträchtigt. Die 
zweifellos beachtliche Fluktuation der Beschäftigten 
im Hotel- und Gaststättengewerbe geht weitgehend 
auf die Saisonabhängigkeit zahlreicher Betriebsarten 
des Gewerbes zurück. Das Hotel- und Gaststättenge-
werbe bildet zudem Nachwuchs nicht nur für den eige-
nen Bedarf aus, sondern auch für zahlreiche andere 
Zweige der Nahrungsmittelherstellung und -verarbei-
tung. 

Zugleich ist im Hotel- und Gaststättengewerbe der 
Anteil an ungelernten oder angelernten Arbeitneh-
mern höher als in anderen Wi rtschaftszweigen. Diese 
Arbeitnehmer neigen erfahrungsgemäß stärker als 
andere zur Fluktuation. In nicht unbeträchtlichem 
Umfang kommen solche Beschäftigte ohne abgeschlos-
sene Berufsausbildung aus anderen Wirtschaftsberei-
chen in das Gastgewerbe. 

Auch ein häufiger Wechsel innerhalb des Hotel- und 
Gaststättengewerbes ist seit jeher üblich, vielfach 
sogar in internationalem Maßstab. Traditionsgemäß 
suchen die Fachkräfte dieses Gewerbes ihr Können 
und ihre Erfahrung dadurch zu erweitern, um sich für 
anspruchsvollere Aufgaben fortzubilden. 
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4.3 Hat die Regelung des Arbeitsförderungskonsoli-
dierungsgesetzes, die Vorversicherungszeit für 
Saisonarbeiter auf acht Monate festzusetzen, bis-
her zu erkennbaren Konsequenzen im Bereich 
der Fremdenverkehrs-Saisonbetriebe geführt? 

Besondere Auswirkungen der Regelungen des Arbeits-
förderungs-Konsolidierungsgesetzes im Bereich der 
Fremdenverkehrs-Saisonbetriebe sind der Bundesre-
gierung nicht bekannt. 

4.4 Wie ist der Stand der Ausbildung im Hotel- und 
Gaststättengewerbe, und in welchem Verhältnis 
steht die Zahl der Auszubildenden zu den tat-
sächlich den Beruf längere Zeit ausübenden Men-
schen? 

Die im tourismuspolitischen Programm der Bundesre-
gierung angekündigte neue Ausbildungsordnung für 
Berufe des Hotel- und Gaststättengewerbes ist mit der 
am 1. August 1980 in Kraft getretenen Rechtsverord-
nung (Ausbildungsordnung) des Bundesministers für 
Wirtschaft geschaffen worden. An die Stelle der frühe-
ren Ausbildungsberufe Kellner(in) und Hotel- und 
Gaststättengehilfe traten die neuen Ausbildungsberufe 

— Fachgehilfe im Gastgewerbe/Fachgehilfin im Gast-
gewerbe (Ausbildungsdauer zwei Jahre) 

— Restaurantfachmann/Restaurantfachfrau (Ausbil-
dungsdauer drei Jahre) 

— Hotelfachmann/Hotelfachfrau (Ausbildungsdauer 
drei Jahre). 

Die Ausbildungsordnung wurde so konzipiert, daß der 
Fachgehilfe seine Ausbildung in einem dritten Ausbil-
dungsjahr zum Restaurantfachmann oder Hotelfach-
mann fortsetzen kann. Der mit der Rechtsverordnung 
erlassene Ausbildungsrahmenplan ist in eine berufli-
che Grundausbildung im ersten Ausbildungsjahr und 
eine darauf aufbauende berufliche Fachbildung 
gegliedert. Diese Gliederung kommt der Einführung 
des Berufsgrundbildungsjahres in kooperativer Form 
entgegen. 

Für den Ausbildungsberuf Koch/Köchin wurde 1979 
eine neue Ausbildungsordnung geschaffen. 

Die neuen Ausbildungsordnungen sind in mehrjähri-
ger Zusammenarbeit mit Sachverständigen der Spit-
zen- und Fachorganisationen der Wi rtschaft und der 
Gewerkschaften unter Federführung des Bundesinsti-
tuts für Berufsbildung vorbereitet worden. Die Bundes-
regierung und die beteiligten Organisationen sehen in 
der neuen Ausbildungsordnung einen Beitrag, die 
Qualität der Berufsausbildung in Hotels und Restau-
rants zu verbessern und die Attraktivität der Ausbil-
dung im Gastgewerbe weiter zu erhöhen. 

Nach Zusammenstellungen des Statistischen Bundes-
amtes hat sich aufgrund der Kammermeldungen die 
Zahl der Auszubildenden im Hotel- und Gaststättenge-
werbe (Berufsgruppe 91) von 20 500 in 1974 auf 41 200 
bis Ende 1981 verdoppelt. Diese erhebliche Steigerung 

der Ausbildungsplätze bewirkt eine nachhaltige Ver-
besserung des qualitativen Niveaus der im Gastge-
werbe Beschäftigten. Die Ausbildungsquote, d. h. der 
Anteil aller Auszubildenden an den sozialversiche-
rungspflichtigen Arbeitnehmern, im Hotel- und Gast-
stättengewerbe lag 1979 mit 10,2 v. H. deutlich über 
der Quote für die Gesamtwirtschaft von 7,9 v. H. 

4.5 Wie und mit welchem Ergebnis unterstützt der 
Bund die Fortbildung von Fremdenverkehrsfach-
leuten, ist das Angebot ausreichend, und ist es 
abgestimmt mit den einschlägigen Initiativen der 
Länder und der Fremdenverkehrswirtschaft? 

In ihrem 1979 vorgelegten Bericht über die Durchfüh-
rung des tourismuspolitischen Programms hatte die 
Bundesregierung angekündigt, daß der Ausbau des 
Deutschen Seminars für Fremdenverkehr in Ber lin zu 
einer zentralen Bildungseinrichtung in Ang riff genom-
men und mit Bundesmitteln gefördert werden sollte. 
Der Deutsche Bundestag hat die Bundesregierung in 
einer Entschließung vom 26. Juni 1980 aufgefordert, 
diese Fortbildungseinrichtung für alle Zweige der Tou-
rismuswirtschaft auszubauen und darauf hingewiesen, 
daß die berufsqualifizierende Fortbildung der Beschäf-
tigten hierbei im Vordergrund stehen sollen. 

Noch im Jahre 1980 konnte der Bundesminister für 
Wirtschaft im Einvernehmen mit dem Senat von Berlin 
und unter Mitwirkung und Trägerschaft der Spitzen-
verbände des Deutschen Fremdenverkehrs, der 
Gewerkschaften, des DIHT und der kommunalen Spit-
zenverbände die Basis für eine erheblich verstärkte 
Fortbildungsarbeit schaffen. Seither hat sich das Fort-
bildungsangebot des Deutschen Seminars für Frem-
denverkehr in Berlin wie folgt entwickelt: 

1980 1981 1982 
(geplant) 

Anzahl der Seminare 	7 	12 	15 
Teilnehmer insgesamt 	336 	386 	420 

Das erweiterte Bildungsangebot bezieht sich auf alle 
wichtigen Bereiche des Tourismus (Gastgewerbe, Rei-
severanstalter, Reisemittler, Fremdenverkehrs- und 
Kongreßstellen, Kurverwaltungen) und soll 1983 den 
vorgesehenen Ausbaustand mit jährlich etwa 18 Semi-
naren und rund 500 Teilnehmern erreichen. Das Ange-
bot wird von der Fremdenverkehrswirtschaft positiv 
bewertet und gut angenommen. 

Im Rahmen seiner Mittelstandspolitik fördert der Bun-
desminister für Wirtschaft ferner Fortbildungsveran-
staltungen für Unternehmer im Fremdenverkehr. 

Die Abstimmung der Maßnahmen des Bundes mit 
gleichgerichteten Vorhaben der Länder und der Frem-
denverkehrswirtschaft erfolgt im Länderausschuß 
Fremdenverkehr beim Bundesminister für Wi rtschaft 
und für das Deutsche Seminar für Fremdenverkehr 
zusätzlich in dessen Trägerversammlung. 
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Eine weitere Fortbildungsmaßnahme wird zur Zeit vom 
Bundesminister für Bildung und Wissenschaft mit dem 
Entwurf einer Rechtsverordnung über die Prüfung zum 
anerkannten Abschluß ,,Meister im Gastgewerbe" für 
die Fachrichtungen Küche, Restaurant und Hotel vor-
bereitet. Mit dieser Regelung sollen die Attraktivität 
der betrieblichen Berufsausbildung im Gastgewerbe 
weiter erhöht und die beruflichen Perspektiven der 
Beschäftigten verbessert werden. 

4.6 Ist die Bundesregierung der Auffassung, daß sich 
das Beschäftigungsproblem im Hotel- und Gast-
stättengewerbe ohne die zusätzliche Hilfe auslän-
discher (Nicht-EG) Arbeitnehmer bzw. Saison-
arbeiter zufriedenstellend lösen läßt? 

Die Bundesregierung hat mit der Antwort auf die 
Große Anfrage der Fraktionen der SPD und FDP zur 
Ausländerpolitik vom 5. Mai 1982 (Drucksache 9/1629) 
dargelegt, daß bei der gegenwärtigen Arbeitsmarkt-
lage auch für das Hotel- und Gaststättengewerbe ein-
schließlich der Saisonbetriebe ausreichende Möglich-
keiten bestehen, ihren Arbeitskräftebedarf ohne 
zusätzliche ausländische Arbeitnehmer aus Nicht-EG

-

Staaten zu decken. Die Bundesregierung hat in dieser 
Antwort auch ihren Standpunkt zur Forderung nach 
Ausnahmen vom Anwerbestopp — so auch nach Zulas-
sung von ausländischen Saisonarbeitnehmern für 
Tätigkeiten in Fremdenverkehrsbetrieben — ausführ-
lich dargelegt. 

Derzeit besteht, auch nach Pressemeldungen aus dem 
Gewerbe, kein wesentlicher Arbeitskräftemangel 
mehr im Hotel- und Gaststättengewerbe. Die Zahl der 
gemeldeten offenen Stellen ist in jüngster Zeit deutlich 
zurückgegangen. Von einer neuen Anwerbeaktion in 
Großbritannien hat die Arbeitsverwaltung 1982 abge-
sehen, weil der Saisonkräftebedarf des Hotel- und 
Gaststättengewerbes mit verfügbaren Bewerbern im 
wesentlichen gedeckt werden konnte. 

4.7 Wie beurteilt die Bundesregierung die Möglich-
keit, durch eine Entzerrung der Ferienzeitrege-
lungen im Inland und in Europa die betrieblichen 
Möglichkeiten zur Verbesserung der Arbeitsbe-
dingungen günstig zu beeinflussen? 

Die von den Kultusministern der Bundesländer seit 
vielen Jahren langfristig im voraus geregelte Staffe-
lung der Sommerschulferien wird weltweit als vorbild-
lich angesehen. Die damit bewirkte zeitliche und 
räumliche Verteilung eines großen Teils der Nachfrage 
nach Urlaubsreisen kommt allen Feriengebieten im In- 
und Ausland, den Urlaubern selbst und nicht zuletzt 
den Unternehmen und ihren Beschäftigten zugute, von 
denen die nachgefragten Leistungen zu erbringen 
sind. Durch Verteilung über eine längere Saisonzeit ist 
unbestritten eine Verminderung der Spitzenbelastung 
eingetreten. 

Zahlreiche europäische und außereuropäische Länder 
bemühen sich inzwischen ebenfa lls um eine geeignete 

Staffelung und damit Entzerrung ihrer Ferienzeiten, 
haben dabei aber überwiegend noch viel Überzeu-
gungsarbeit bei den Betroffenen zu leisten. Fortschritte 
bei der Entzerrung der Ferienzeiten sind umso wichti-
ger, als in vielen Ländern der Urlaubsanspruch der 
abhängig Beschäftigten in den letzten Jahren und fast 
parallel dazu die Urlaubsreiseintensität angestiegen 
sind. Dies macht auch in Deutschland weitere Schritte 
bei der  Ferienentzerrung notwendig. Geeignet 
erscheint vor allem eine wirksame Staffelung bei den 
sogenannten Nebenferien der Schulen, die lang genug 
sind, um für Urlaubsreisen genutzt zu werden. Damit 
muß eine weitere zeitliche Entzerrung der Urlauber-
nachfrage und damit eine weitergehende Entlastung 
der Spitzennachfrage in der Hauptreisezeit erreicht 
werden. Die gegenwärtig sehr deutliche Saisonkompo-
nente bei der Beschäftigung im Hotel- und Gaststät-
tengewerbe würde dadurch gemildert und eine zeitlich 
ausgeglichenere Beschäftigung erreichen werden 
können. 

V. Fremdenverkehr und Gastronomie 

Leistungsfähige Beherbergungs- und Gaststättenbe-
triebe, die einer differenzie rten Nachfrage entspre-
chen, sind für einen prospe rierenden Tourismus unver-
zichtbar. Den Grundsätzen ihrer Strukturpolitik ent-
sprechend strebt die Bundesregierung auch in der 
Fremdenverkehrswirtschaft eine stetige Steigerung 
der Leistungs- und Wettbewerbsfähigkeit dieses mit-
telständischen Wirtschaftsbereiches mit einer Vielzahl 
von Kleinbetrieben an. Das tourismuspolitische Pro-
gramm der Bundesregierung enthält daher eine 
Anzahl von Förderungsmaßnahmen zur Leistungsstei-
gerung vor allem im Hotel- und Gaststättengewerbe. 
Diese seit Jahren kontinuierlich angebotene Förderung 
hat wesentlich dazu beigetragen, daß das deutsche 
Gastgewerbe bis heute unverände rt  ein hohes Maß an 
Leistungs- und Anpassungsfähigkeit im Wettbewerb 
bewiesen hat. 

5.1 Wieviel Hotel- und Gaststättenbetriebe gibt es in 
der Bundesrepublik Deutschland, wie hat sich 
ihre Ertragslage in den letzten zehn Jahren ent-
wickelt, und kann die Bundesregierung die Be-
triebe nach Größenklassen darstellen? 

Im Gastgewerbe gab es 1979 nach den Ergebnissen 
der Handels- und Gaststättenzählung 188 763 Unter-
nehmen (mit 195 857 Betriebsstätten), darunter 42 702 
im Beherbergungsgewerbe und 141 304 im Gaststät-
tengewerbe. Der Zahl und dem Umsatz nach bedeu-
tendste Betriebsarten sind dabei die Schank- und Spei-
sewirtschaften mit zusammen 115 700 Unternehmen 
und die herkömmlichen Betriebsarten des Beherber-
gungsgewerbes (Hotels, Gasthöfe, Pensionen, Hotels 
garnis) mit zusammen 35 178 Unternehmen. Die nach-
folgende Übersicht zeigt zum Stichtag 31. Mai 1979 
eine weitergehende Aufgliederung nach Betriebsarten 
und Anzahl der Beschäftigten. 
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Betriebsart Unternehmen 

Insgesamt davon mit ... bis ... Beschäftigten 

1-2 3-5 6-9 10-19 20-99 100 und mehr 

Anzahl v. H. 

Hotels 9 225 11,4 32,1 23,7 20,3 11,2 1,3 
Gasthöfe 10 418 27,6 42,7 18,6 9,4 1,7 0,0 
Pensionen 3 319 50,9 35,0 10,2 3,3 0,6 - 
Hotels  garnis 12 216 65,1 24,1 6,1 3,4 1,2 0,0 
Erholungs- und Ferienheime 760 54,1 22,0 11,4 8,8 3,7 - 
Ferienzentren 25 12,0 12,0 28,0 20,0 24,0 4,0 
Ferienhäuser, -wohnungen 1 592 84,7 12,7 1,4 0,8 0,4 - 
Hütten 215 51,6 37,7 7,9 1,9 0,9 - 
Campingplätze 805 53,5 33,0 10,2 3,0 0,2 - 
Privatquartiere 4 127 97,1 2,4 0,2 0,1 0,1 - 
Beherbergungsgewerbe 42 702 46,6 28,9 12,7 8,2 3,3 0,3 

Speisewirtschaften 51 462 40,6 37,6 12,9 6,5 2,3 0,1 
Imbißhallen 8 957 58,9 29,4 8,1 2,6 0,9 0,1 
Schankwirtschaften 64 238 72,2 23,5 3,2 0,9 0,2 0,0 
Bars, Tanzlokale u.ä. 5 935 21,2 40,1 21,8 12,8 4,1 0,1 
Cafes 4 035 35,5 31,7 16,4 11,5 4,7 0,1 
Eisdielen 3 611 37,1 46,4 12,4 3,6 0,5 - 
Trinkhallen 3 066 78,5 19,1 1,8 0,3 0,3 - 
Gaststättengewerbe 141 304 55,9 30,4 8,4 3,9 1,3 0,1 
Kantinen 4 757 45,2 27,7 14,9 9,3 2,5 0,3 

Gastgewerbe insgesamt 188 763 53,5 30,0 9,6 5,0 1,8 0,1 

Mehr als die Hälfte a ller Gastgewerbeunternehmen 
wird nur vom Inhaber oder mit einer weiteren (meist 
familienangehörigen) Person betrieben. Von dieser 
kleinbetrieblichen Struktur weichen im Beherber-
gungsgewerbe nur die Hotels und Gasthöfe ab. Aller-
dings ist auch bei diesen die Belegschaft im Vergleich 
zu anderen Wirtschaftsbereichen verhältnismäßig 
klein. In Hotels werden im Mittel 13 Personen, in 
Gasthöfen fünf Personen beschäftigt. 

Absatz und Ertrag des Gastgewerbes waren in den 
70er Jahren durch kräftige Umsatzsteigerungen 
gekennzeichnet, zwischen 1970 und 1980 wurden die 
Umsätze nahezu verdoppelt. Nach der Umsatzsteuer-
statistik des Statistischen Bundesamtes wurden fol-
gende Umsätze (ohne Mehrwertsteuer) erzielt: 

1970 	23,4 Mrd. DM 
1972 	27,7 Mrd. DM 
1974 	31,1 Mrd. DM 
1976 	35,9 Mrd. DM 
1978 	41,0 Mrd. DM 
1980 	45,8 Mrd. DM. 

Unter Berücksichtigung der Preiserhöhungen im glei-
chen Zeitraum ergibt sich ein reales Umsatzwachstum 
von mehr als 20 v. H. im Verlaufe der zehn Jahre. 
Seither hat sich die Umsatzentwicklung im Gastge

-

werbe infolge veränderten Nachfrageverhaltens deut-
lich verlangsamt. In den letzten Jahren hat der Umsatz-
zuwachs kaum noch das Maß der Preiserhöhungen 
überschritten. 

Der durchschnittliche, nach Betriebsart und Eigen-
tumsverhältnissen sehr unterschiedliche Rohertrag 
(Bruttowertschöpfung) im Gastgewerbe betrug 1977 
59 v. H. der Umsätze. Größter und oft über das Unter-
nehmensergebnis entscheidender Kostenfaktor sind 
die Personalkosten. Sie beliefen sich im Durchschnitt 
auf 21 v. H. des Umsatzes oder 35 v. H. des Rohertra-
ges. In den 70er Jahren stiegen die Löhne und Gehälter 
der Beschäftigten verhältnismäßig stark an. Da jedoch 
die nominalen Gastgewerbeumsätze in diesem Zeit-
raum in etwa gleichem Maße zunahmen, dürften sich 
einschneidende Veränderungen in der Ertragslage der 
Gastgewerbeunternehmen nicht ergeben haben. 

Das Betriebsergebnis betrug 1977 im Durchschnitt 
12 v. H. des Gesamtumsatzes. Darin kommt die klein-
betriebliche Struktur und die große Bedeutung der 
persönlichen Arbeit der Inhaber im Gastgewerbe zum 
Ausdruck. 

Eine Gliederung der Unternehmen des Hotel- und 
Gaststättengewerbes nach Umsatzgrößenklassen zeigt 
1980 folgendes Bild: 
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Umsatz Betriebe in 
Gaststättengewerbe Beherbergungsgewerbe 

Zahl v. H. Zahl v. H. DM 

bis unter 250 000 132 539 81,6 23 905 68,0 
250 000 bis unter 1 Mio. 27 347 16,8 9 402 26,7 
1 Mio. bis unter 5 Mio. 2 342 1,4 1 699 4,8 
5 Mio. und mehr 129 0,1 158 0,4 

162 357 100,0 35 164 100,0 

Im Gaststättengewerbe haben die Kleinunternehmen 
bis zu 250 000 DM Jahresumsatz einen Anteil von über 
80 v. H., im Beherbergungsgewerbe einen Anteil von 
knapp 70 v. H. Über 1 Mio. DM Jahresumsatz erzielen 
nur 1,5 v. H. aller Unternehmen im Gaststättengewerbe 
und 5,2 v. H. aller Unternehmen im Beherbergungsge-
werbe. Eine noch weitergehende Aufgliederung nach 
Umsatzgrößenklassen enthalten die Berichte des Stati-
stischen Bundesamtes über die Umsatzsteuerstatistik 
1980. 

5.2 Sind der Bundesregierung gravierende Änderun-
gen im Nachfrageverhalten der Gäste bekannt; 
wenn ja, inwiefern hat sich das Hotel- und Gast-
stättengewerbe dieser Nachfrageänderung bisher 
angepaßt, inwieweit entspricht das Angebot des 
Hotel- und Gaststättengewerbes auch den Ferien-
bedürfnissen von Familien, und was kann getan 
werden, um feststellbare Defizite abzubauen? 

Nach Beobachtungen der Bundesregierung, die vom 
Gastgewerbe im wesentlichen bestätigt werden, hat 
sich das Nachfrageverhalten der Gäste im Hotel- und 
Gaststättengewerbe in den letzten Jahren nicht 
wesentlich geändert. Dennoch sind folgende Entwick-
lungen verstärkt hervorgetreten: 

1. Zunehmend bevorzugen Urlaubsgäste in Bet rieben 
des Beherbergungsgewerbes die sog. Halbpension 
oder Zimmer mit Frühstück anstelle der früher übli-
chen Vollpension. Ursache dafür ist vor allem ein 
Streben nach mehr Unabhängigkeit bei der Gestal-
tung des Tages am Urlaubsort und eine größere 
Mobilität im Nahbereich des Urlaubsortes. 

2. Immer mehr Urlauber sind zu einem Verzicht auf 
gewerbeübliche Serviceleistungen in Beherber-
gung und Verpflegung bereit. Ferienappartements 
in hotelartigen Anlagen werden ebenso wie Ferien-
häuser und Ferienwohnungen — aber auch Cam-
ping — immer stärker gesucht. Dies gilt insbeson-
dere für Familien mit Kindern. Neben dem Streben 
nach Unabhängigkeit und Mobilität am Urlaubsort 
treten hierbei der Wunsch nach wohnungsartigem 
Komfort und auch Kostenüberlegungen in den Vor-
dergrund. 

3. Die Zunahme von Zweit- und Dritturlaubsreisen in 
den letzten Jahren und die Teilnahme an Naherho-
lungs- und Wochenendreisen hat die durchschnittli-
che Aufenthaltsdauer der Urlauber in den Beher-
bergungsbetrieben kürzer werden lassen. 

4. Das breite Interesse an Urlaubsaufenthalten mit 
sportlichen und anderen Betätigungsmöglichkeiten 
hat die Nachfrage nach Freizeit- und Sportangebo-
ten in Verbindung mit dem Beherbergungsangebot 
deutlich ansteigen lassen. Hierzu zählt auch der 
Wanderurlaub mit Gepäckbeförderung zum näch-
sten Zielort. 

5. Mit dem Verzicht auf übliche Serviceleistungen des 
Hotelbetriebes geht eine steigende Nachfrage nach 
Imbiß- und Schnellverpflegung einher. Der Wunsch 
nach Verkürzung des Zeitaufwandes für die not-
wendige Ernährung und Preisgesichtspunkte ste-
hen hierbei im Vordergrund. Dieselben Gründe 
führen auch in den Städten zu einer wachsenden 
Nachfrage nach solchen Angeboten. 

6. Parallel dazu ist die Nachfrage nach Spezialitäten-
angeboten von Gaststätten, oft ausländischer Her-
kunft, stark gestiegen. Sie richtet sich nicht nur auf 
besondere Spezialitätengaststätten, sondern auch 
auf eine vielfältigere Speisekarte der Gaststätte in 
der Nachbarschaft. 

7. Im letzten Jahrzehnt hat sich die Freizeitnachfrage 
der jüngeren Generation sichtbar auf Musik- und 
Tanzveranstaltungen eigener Art (Diskotheken) 
gerichtet, deren Zahl stark zugenommen hat. 

Das deutsche Hotel- und Gaststättengewerbe hat sich 
insgesamt diesen Veränderungen im Nachfrageverhal-
ten der Gäste fortlaufend, zügig und gut mit seinen 
Angeboten angepaßt. Ein Anpassungsdefizit ist nicht 
festzustellen. Manche der genannten Nachfrageände-
rungen beruhen auch auf geänderten Bedürfnissen der 
Familien, z. B. weniger Serviceleistungen, einfache 
und schnelle Mahlzeiten, mehr Unabhängigkeit und 
Mobilität am Urlaubsort. 

5.3 Wie erklärt sich die übermäßig hohe Fluktuation 
im Gaststättengewerbe, was kann nach Meinung 
der Bundesregierung getan werden, diesen Miß-
stand zu reduzieren, der volkswirtschaftlich 
schädlich ist, das Ansehen der Branche belastet, 
die Infrastruktur der betroffenen Fremdenver-
kehrsgemeinden erheblich stört, darüber hinaus 
für die öffentlichen Hände Mindereinnahmen be-
deutet, und könnten Befähigungsnachweis oder 
eine frühzeitige, realistische Unterrichtung poten-
tieller Pächter über die Risiken der Branche hilf-
reich sein? 

Über Umfang und Ursache der Fluktuation unter den 
Betriebsinhabern liegen keine bundesweiten quanti- 
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tativen und qualitativen Angaben oder umfassende 
Studien vor. Die Bundesregierung hat hierauf in ihrer 
Antwort auf die Kleine Anfrage zur Lage des Hotel- 
und Gaststättengewerbes vom 24. Juli 1978 (Drucksa-
che 8/2007) hingewiesen. 

Nach verfügbaren Einzelberichten ist in erster Linie 
der Bereich der Schank- und Speisewirtschaften 
betroffen, in dem der Anteil der Pachtbetriebe weithin 
50 v. H. und mehr beträgt. Bei der Pacht von Bet rieben 
werden Aufwand und Ertragsaussichten zu oft nicht 
richtig eingeschätzt. 

Die von der Bundesregierung geförderten Beratungen 
kleiner, mittelständischer Unternehmen sind geeignet, 
den Interessenten vor einer Betriebsübernahme mehr 
Klarheit über die Erfolgsaussichten des Pachtbetriebes 
zu vermitteln. Der Bundesminister für Wirtschaft hat 
deshalb einen vom Deutschen Hotel- und Gaststätten-
verband herausgegebenen „Leitfaden für Existenz-
gründer im Gastgewerbe" finanziell gefördert. Dieser 
Leitfaden und die vom Verband zusätzlich in einer 
Kurzbroschüre zusammengestellten und im Mai 1982 
herausgegebenen „Checklisten" sollen den Existenz-
gründern helfen, ihre Betriebsgründungsidee anhand 
ihrer persönlichen, fachlichen und finanziellen Mög-
lichkeiten zu überprüfen und die unternehmerischen 
Risiken besser abzuschätzen. Ergänzend sucht der 
Bundesminister für Wirtschaft gemeinsam mit dem 
Deutschen Industrie- und Handelstag und dem Deut-
schen Hotel- und Gaststättenverband weiterhin nach 
Wegen, wie die vorhandenen vielfältigen Hilfen noch 
zuverlässiger an potentielle Existenzgründer herange-
bracht werden können, ehe sie ihre Entscheidung zur 
Übernahme eines Gaststättenbetriebes treffen. 

Ordnungspolitische und verfassungsrechtliche Ge-
sichtspunkte verbieten die Einführung eines Befähi-
gungsnachweises im Gastgewerbe. In der marktwirt-
schaftlichen Wirtschaftsordnung entscheidet über den 
unternehmerischen Erfolg ausschließlich der Markt. Im 
übrigen hat sich beim Einzelhandel erwiesen, daß ein 
Befähigungsnachweis, der inzwischen vom Bundes-
verfasssungsgericht für verfassungswidrig erklärt 
wurde, eine erhebliche Fluktuation im Gewerbe nicht 
verhindern konnte. 

5.4 Welche wirtschaftlichen Auswirkungen sieht die 
Bundesregierung für den Gastronomiebereich 
durch eine zunehmende „Schwarzgastronomie", 
wie hoch schätzt sie die dadurch entstehenden 
Steuerausfälle, und wie kann die „Schwarz-
gastronomie" eingedämmt werden? 

Als Schwarzgastronomie können nur gastgewerbliche 
Betätigungen bezeichnet werden, die ohne die erfor-
derliche Erlaubnis nach § 2 Gaststättengesetz oder die 
Gestattung nach § 12 Gaststättengesetz erfolgen. Die 
Schwarzgastronomie läßt sich durch eine intensivere 
Kontrolltätigkeit der Behörden eindämmen. Die damit 
zusammenhängenden Fragen waren Gegenstand ein

-

gehender Kontakte zwischen dem Bundesministerium 
für Wirtschaft und den Wirtschaftsressorts der Länder. 
Die Länder haben die örtlichen Behörden auf das Pro-
blem der Schwarzgastronomie in der jüngeren Zeit mit 
besonderem Nachdruck aufmerksam gemacht. In der 
Praxis der Behörden hat sich dies auch mit sichtbarem 
Erfolg niedergeschlagen. 

Zum Umfang der Schwarzgastronomie liegen der Bun-
desregierung angesichts der besonderen Art dieser 
Tätigkeit keine quantifizierbaren Unterlagen vor. Es ist 
deshalb nicht möglich, den Steuerausfall, der durch die 
Schwarzgastronomie entsteht, zu schätzen. Bei einer 
solchen Schätzung wäre zudem zu berücksichtigen, 
daß ein Teil der Einnahmen aus Schwarzgastronomie 
nicht der Besteuerung unterliegen würde, da in vielen 
Fällen die steuerlichen Freigrenzen und Freibeträge 
nach § 46 Abs. 2 Nr. 1 des Einkommensteuergesetzes, 
§ 11 Abs. 1 des Gewerbesteuergesetzes und § 19 des 
Umsatzsteuergesetzes nicht überschritten werden. 

VI. Fremdenverkehrswirtschaft und Verbraucher-
schutz 

In den vergangenen Jahren ist den Erfordernissen des 
Verbraucherschutzes auch im Tourismus zunehmend 
Rechnung getragen worden. Gesetzgebung, Recht-
sprechung und Verwaltung haben seither zu einer grö-
ßeren Rechtssicherheit für die Touristen beigetragen 
und damit in wesentlichen Teilbereichen verläßliche 
Rahmenbedingungen für eine kontinuierliche Ent-
wicklung des Tourismus herbeigeführt. 

6.1 Hat sich das Reisevertragsgesetz bewährt oder 
zeichnen sich Regelungslücken ab? 

Das Reisevertragsgesetz hat sich als ausgewogene 
Regelung bewährt. Die anfängliche Kritik beruhte 
überwiegend auf rechtssystematischen Fragen der 
neueingeführten §§ 651 a bis 651 k BGB und teilweise 
auch auf übertriebenen Erwartungen in bezug auf 
einen einseitigen Kundenschutz. Als Lücke wird von 
einigen Betroffenen angesehen, daß sich der Anwen-
dungsbereich der neuen Vorschriften auf Pauschalar-
rangements beschränkt und mithin die bloße Vermitt-
lung von Ferienunterkünften für sog. „Selbstfahrer" 
nicht umfaßt. 

Die Prüfung, ob diese oder andere offene Fragen rege-
lungsbedürftig erscheinen, sollte zurückgestellt wer-
den, bis hinreichende Erfahrungen mit der Anwen-
dung des Gesetzes vorliegen. Rechtsänderungen in 
diesem Bereich können und sollten der in die Wege 
geleiteten Überarbeitung des Schuldrechts vorbehal-
ten bleiben. 
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6.2 Wie beurteilt die Bundesregierung den Vorschlag 
des DRV, mit einer Lizensierung von Reisebüros 
und -veranstaltern unsoliden Unternehmen dieser 
Branche die Wirkungsmöglichkeiten zu nehmen 
und so auch den Verbraucher besser vor Schäden 
zu schützen? 

Nach der Rechtsprechung des Bundesverfassungsge-
richtes darf die Freiheit der Berufswahl nur einge-
schränkt werden, soweit der Schutz besonders wichti-
ger Gemeinschaftsgüter dies zwingend erfordert, und 
etwaigen Mißständen nicht mit weniger einschneiden-
den Maßnahmen begegnet werden kann. Als Mittel 
des Verbraucherschutzes ist eine Lizenzierung hier-
nach unzulässig, da § 35 der Gewerbeordnung bereits 
eine Handhabe bietet, unzuverlässigen Gewerbetrei-
benden die weitere Ausübung des Gewerbes zu unter-
sagen. Unzuverlässig ist u. a. derjenige, der leichtfertig 
und damit unsolide mit den ihm anvertrauten Vermö-
genswerten seiner Kunden umgeht und diese dadurch 
schädigt. Eine Lizenzierung allein böte auch keine 
Gewähr dafür, daß Verbraucher vor dem Verlust ihrer 
Einzahlungen geschützt wären, weil der Nachweis 
geordneter Vermögensverhältnisse zum Zeitpunkt der 
Lizenzerteilung keine Schlüsse auf die geschäftliche 
Entwicklung des Unternehmens zuläßt 

Im übrigen hat sich die von der Bundesregierung initi-
ierte Selbsthilfeeinrichtung des Gewerbes, die sog. 
„Solidarhilfe" der Reiseveranstalter und Bedarfsflug-
unternehmen, in den wenigen Konkursfällen von Rei-
severanstaltern gut bewährt. Stets wurde die unver-
zügliche Rückbeförderung von im Ausland „gestran-
deten" Touristen sichergestellt. 

6.3 Könnte im Hotel- und Gaststättenbereich ein Be-
fähigungsnachweis ein wirkungsvolles Mittel 
zum Zweck des Verbraucherschutzes sein? 

Die Bundesregierung hält den Erwerb fachlicher Qua-
lifikationen — vor und nach dem Schritt in die Selbstän-
digkeit — im Hotel- und Gaststättengewerbe für wün-
schenswert; ein gesetzlich vorgeschriebener Befähi-
gungsnachweis als Zulassungsvoraussetzung stellt 
ihrer Ansicht nach jedoch kein wirkungsvo lles Mittel 
dar, Zwecken des Verbraucherschutzes, vor allem des 
Schutzes vor gesundheitlichen Gefahren, zu dienen. 
Aus Informationen der Länder und des Deutschen 
Industrie- und Handelstages ergibt sich, daß Verstöße 
gegen Vorschriften des Lebensmittelrechts etwa in 
gleichem Umfang in Betrieben vorkommen, deren 
Inhaber oder Personal nicht branchenerfahren ist, wie 
in Betrieben mit hochqualifiziertem Personal. Daraus 
folgt, daß die Lebensmittel- und Hygienekontrollen bei 
Verstößen nicht so sehr die Unkenntnis der überprüf-
ten Gastwirte erweisen, sondern vielmehr ein laxes 
Verhältnis zu den lebensmittelrechtlichen Vorschrif-
ten, das von der Kenntnis der Vorschriften oder der 
fachlichen Qualifikation unabhängig ist. Damit wäre 
aber auch ein obligatorischer Nachweis einer derarti-
gen Qualifikation nicht geeignet, zu einem Rückgang 

der Verstöße gegen das Lebensmittelrecht nennens-
wert beizutragen. 

In unserer Wirtschaftsordnung dient den Verbraucher-
interessen grundsätzlich am besten ein wirksamer 
Wettbewerb zwischen den Anbietern mit entsprechen-
den Wahlmöglichkeiten der Verbraucher. Eine Be-
schränkung des freien Marktzugangs durch die Ein-
führung eines Befähigungsnachweises würde jedoch 
eine wichtige Funktionsbedingung für diesen wirksa-
men Wettbewerb zerstören. 

6.4 Welche Erkenntnisse hat die Bundesregierung 
über die jüngere Entwicklung auf dem Schwarz-
markt für Flugscheine in der Bundesrepublik 
Deutschland und in Europa, hält sie ihre Kontrol-
len für ausreichend, ist sie bereit, gegen Flugge-
sellschaften, die wiederholt gegen die Tarifver-
einbarungen verstoßen, letztlich auch mit Lande-
verboten vorzugehen; wie hoch schätzt die Bun-
desregierung die finanziellen Vorteile der Ur-
laubs- und der Geschäftsreisenden durch Billig-
flugangebote, und wie beurteilt sie eine rigorose 
Bekämpfung des Billigflugmarktes in der Auswir-
kung auf die Reiseintensität der Urlauber? 

Nach den Erkenntnissen aus Tarifkontrollen und 
Marktbeobachtungen ergab sich eine Zunahme von 
Tarifunterbietungen in bestimmen Märkten und durch 
einige Fluggesellschaften. Derartige Praktiken sind 
geeignet, die weltweit durch ein dichtes Netz bilatera-
ler Abkommen geregelte Ordnung des Luftverkehrs-
marktes zu zerstören, den innerhalb dieses Systems 
möglichen Wettbewerb zu verfälschen, die wirtschaft-
liche Situation der Fluggesellschaften, insbesondere 
auch der deutschen Unternehmen, zu gefährden und 
dem öffentlichen Interesse an der Aufrechterhaltung 
eines leistungsfähigen Fluglinienverkehrs zu schaden. 
In Europa besteht eine einheitliche Auffassung, daß 
der Einhaltung der genehmigten Ta rife große Bedeu-
tung zukommt. Die Bundesregierung hat deshalb ihre 
Tarifkontrollen Ende vergangenen Jahres erheblich 
verstärkt und ein ständiges Kontrollbüro auf dem 
Frankfurter Flughafen errichtet. Die jüngsten Erkennt-
nisse zeigen, daß die in der Vergangenheit beobachte-
ten Tarifverstöße zurückgehen. Die Bundesregierung 
hält es jedoch für erforderlich, daß die behördlichen 
Kontrollmaßnahmen durch eine stärkere Selbstkon-
trolle der Fluggesellschaften unterstützt werden. 

Die Bundesregierung ist entschlossen, Fluggesell-
schaften, die trotz durchgeführter Bußgeldverfahren 
wiederholt gegen die genehmigten Tarife verstoßen, 
grundsätzlich auch durch Maßnahmen im Rahmen der 
Betriebsgenehmigungen zur Tarifbeachtung zu zwin-
gen. Mehrere vom Bundesverkehrsministerium ver-
fügte zeitliche Beschränkungen von Flugplänen für 
den Sommer 1982 sind erst aufgehoben worden, nach-
dem Konsultationen mit den entsprechenden Regie-
rungen oder Gesellschaften ein bef riedigendes Ergeb-
nis gezeigt hatten. 

Wenn auch in Einzelfällen Urlaubs- und Geschäftsrei

-

sende am Markt günstige Billigflugangebote erhalten 
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können, werden die finanziellen Vorteile oft über- und 
die mit solchen Angeboten verbundenen Nachteile 
und Unannehmlichkeiten in der Regel unterschätzt. 
Meistens wird auch übersehen, daß mit Unterstützung 
und Genehmigung der Bundesregierung den Flugrei-
senden nach fast allen Verkehrsgebieten so günstige 
und ihren Bedürfnissen angepaßte Ta rife zur Verfü-
gung stehen, daß es eines Rückgriffs auf i llegale Billig-
flugtarife nicht bedarf. Diese Tarifvergünstigungen 
sind jedoch für die Fluggesellschaften wirtschaftlich 
nur tragbar, wenn sie nicht durch unzulässige Rabatte 
oder Praktiken ausgehöhlt werden. Über die Höhe der 
Differenzen zwischen genehmigten Tarifen und uner-
laubten Preisangeboten können keine zusammenf as

-

senden Angaben gemacht werden, da sie je nach Ziel-
region, Fluggesellschaft, Saison usw. variieren. 

Nach Einschätzung der Bundesregierung hat die 
Bekämpfung des i llegalen Billigflugmarktes kaum 
Auswirkungen auf die Reiseintensität der deutschen 
Urlauber. Rabattgewährung erfolgt im allgemeinen 
nicht für ausgeprägte Urlaubsregionen. Zu stark nach-
gefragten Zielen stehen eine Auswahl von Sondertari-
fen im Fluglinienverkehr und Charterflugmöglichkei-
ten zur Verfügung, die die Reisebedürfnisse der Urlau-
ber hinreichend bef riedigen. 

Der Fremdenverkehr vom Ausland nach der Bundesre-
publik Deutschland wird durch die Tarifkontrollmaß-
nahmen nicht beeinträchtigt, weil die Einhaltung der 
genehmigten Tarife im Ausland eine Angelegenheit 
der dortigen Regierungen ist, auf die von hier nicht 
eingewirkt werden kann. 

VII. Die aktuellen Sorgen der deutschen Kurorte und 
Heilbäder 

Während die Entwicklung im Urlaubs- und Erholungs-
tourismus bis in die jüngste Zeit als insgesamt positiv 
angesehen werden kann, obwohl die Nachfrage nach 
Urlaubsreisen seit ihrem Höchststand im Jahre 1979 
etwas zurückgegangen ist, muß bei der Nachfrage 
nach Heilmaßnahmen in Kurorten und Heilbädern ein 
deutlicher struktureller Rückgang erwartet werden. 
Dies bereitet den Kurorten, die ihr Angebotsspektrum 
nahezu ausschließlich auf die Kurnachfrage ausgerich-
tet haben, erhebliche Probleme. 

Viele Kurorte haben auf eine weiter steigende Nach-
frage nach Kurmaßnahmen vertraut, ihre Kurortinfra-
struktur über Jahre hinweg erweitert und ausgebaut, 
obwohl schon in der Mitte der 70er Jahre deutliche 
Hinweise erkennbar waren, daß diese Nachfrage 
strukturell überhöht sei. Die Wirtschaftsminister von 
Bund und Ländern haben schon 1978 vor drohenden 
Fehlentwicklungen gewarnt und beschlossen, weitest-
gehend auf die Förderung von Erweiterungsmaßnah-
men in Kurorten zu verzichten. 

Die Kurorte und die Kurbetriebe sind noch auf lange 
Zeit mit den Folgekosten der vorangegangenen erheb-
lichen Investitionen belastet, die um so schwerer wie-
gen, je weniger die Einrichtungen in Anspruch genom

-

men werden. Die Bundesregierung verkennt nicht, daß 
in den Kurorten und Heilbädern nachhaltige Anpas-
sungsprozesse zu bewältigen sind. 

7.1 Wie beurteilt die Bundesregierung die gegenwär-
tige Gesamtsituation im Kur- und Bäderwesen, 
welche langfristigen Perspektiven zeichnen sich 
ihrer Auffassung nach ab, und welche Gründe 
sieht sie für den seit Mitte 1981 festzustellenden 
Rückgang der Kuranträge und der Kuren? 

Die Sozialleistungsträger waren im Jahre 1980 laut 
Jahresbericht des Deutschen Bäderverbandes mit 
ihren stationär durchgeführten Kuren an der Gesamt-
zahl der Kurgäste zu 19,3 v. H. und bei Berücksichti-
gung auch ambulanter Behandlungsfälle zu knapp 
25 v. H. beteiligt. Das Kur- und Bäderwesen wird daher 
nicht entscheidend durch Änderungen und Vorgänge 
im Bereich der Sozialleistungsträger bestimmt. 

Bei der gesetzlichen Rentenversicherung, dem größten 
Leistungsträger von Kuren der Sozialversicherung 
(1981 = 814000 Kuren), ist nach bisherigen Informatio-
nen im ersten Halbjahr 1982 kein oder allenfalls nur 
ein geringer Rückgang von Kuren eingetreten, wofür 
auch der Aufwand der Rentenversicherungsträger für 
Kuren spricht, der in diesem Zeitraum um rd. 100 Mio. 
DM höher war als im entsprechenden Vorjahreszeit-
raum. Dies liegt vor allem daran, daß die Rentenversi-
cherungsträger am Jahresende 1981 noch einen Über-
hang an bewilligten, aber nichtdurchgeführten Kuren 
hatten, der um 100 000 Kuren größer war, als sonst am 
Jahresende üblich. Statistische Daten über die in 1982 
durchgeführten Kuren liegen noch nicht vor. 

Allerdings sind die Anträge für Kuren der Rentenversi-
cherungsträger im ersten Halbjahr 1982 im Vergleich 
zum entsprechenden Wert des Vorjahres um insgesamt 
23,8 v. H. zurückgegangen, wobei der Rückgang der 
Kuranträge im Bereich der Arbeiterrentenversicherung 
geringer war als in der Angestelltenversicherung. Bei 
einer Beurteilung dieser Daten ist der Basiseffekt zu 
berücksichtigen. 

Die Vergleichswerte des Jahres 1981 liegen in etwa bei 
den Werten des Jahres 1980, die nach Steigerungsra-
ten in 1980 von 9,6 v. H. und 1979 von 9,8 v. H. die 
höchsten jemals erreichten Zahlen von beantragten 
Kuren aufweisen. Dazu hat auch beigetragen, daß die 
vom Kabinett beschlossene Erschwerung der Teilnah-
mevoraussetzung für Kuren viele Versicherte veranlaßt 
hat, den Kurantrag vorzeitig noch in 1981 zu stellen. 

Schon in früherer Zeit unterlag die Antragsentwick-
lung Schwankungen, die mit zeitlicher Verzögerung 
der allgemeinen Wirtschaftsentwicklung folgten. 
Zudem veranlaßt die gegenwärtige Wirtschaftslage 
verstärkt Versicherte, die die Leistungsvoraussetzung 
für ein vorzeitiges Altersruhegeld erfüllen, die Rente in 
Anspruch zu nehmen, womit sie als potentielle Kuran-
tragsteller ausscheiden. 

Die gegenwärtig ungünstige Antragsentwicklung ist in 
erster Linie von der unbef riedigenden gesamtwirt- 
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schaftlichen Entwicklung beeinflußt. Sie veranlaßt der-
zeit viele Versicherte, aus Sorge um den Arbeitsplatz 
von einem Kurantrag abzusehen. Demgegenüber 
dürfte die Erschwerung der Kurteilnahmevorausset-
zungen durch die Gesetzgebung im Rahmen der soge-
nannten „Operation '82" an Bedeutung stark zurück-
treten. Es ist allerdings nicht möglich, die verschiede-
nen Ursachen des Antragsrückganges zu quantifi-
zieren. 

Nach den bisherigen Erfahrungen ist mit großer Wahr-
scheinlichkeit davon auszugehen, daß die Anzahl der 
Kuranträge bei der Rentenversicherung wieder steigen 
wird, sobald sich die wirtschaftliche Gesamtsituation 
und die Arbeitsmarktlage in der Bundesrepublik 
Deutschland gebessert haben. Abgesehen davon wird 
die Zurückhaltung bei der Antragstellung, soweit sie 
durch eine Unsicherheit über das Ausmaß der gesetzli-
chen Einschränkungen bei der Kur veranlaßt ist, zwei-
fellos zurückgehen. Auch soweit gegenwärtig Kuraus-
fälle durch die Verlängerung des Kurintervalls von 
zwei auf drei Jahre verursacht sind, wird die Anzahl 
der Anträge von Kurwiederholern ab 1983 wieder 
zunehmen. Die Kuranträge und damit die Anzahl der 
durchgeführten Kuren werden in Zukunft allerdings 
deutlich unter den Rekordzahlen der Jahre 1980 und 
1981 liegen. 

Kurzfristig ist nicht damit zu rechnen, daß wieder ver-
mehrt Kuranträge gestellt werden. Auch für die zweite 
Jahreshälfte 1982 muß deshalb mit weiteren Betten-
kündigungen in Heilbädern und Kurorten gerechnet 
werden, wie von einzelnen Leistungsträgern bereits 
angekündigt worden ist. 

In der gesetzlichen Krankenversicherung werden die 
Ausgaben für Genesungs- und Vorbeugungskuren 
(nach § 187 RVO) jährlich, und die Anzahl der Fälle nur 
alle fünf Jahre — zuletzt im Jahre 1979 — nachgewiesen. 
Lediglich bei der Behandlung in Kur- und Spezialein-
richtungen (nach § 184 a RVO) erfolgt ein Nachweis 
der Ausgaben und Fälle jährlich. Grundsätzlich han-
delt es sich hierbei um Angaben über die tatsächlich 
durchgeführten Kurmaßnahmen. Zahlen über gestellte 
und abgelehnte Anträge liegen nicht vor. 

Die Ausgaben der Krankenkassen für Kuren betrugen 
im Jahr 1980 rd. 1,1 Mrd. DM, 1981 über 1,2 Mrd. DM. 
Durch die Begrenzung der Ausgaben für Kuren in den 
Jahren 1982 und 1983 aufgrund des mit dem KVEG in 
die RVO eingefügten § 187 a muß bei den Genesungs-  
und Vorbeugekuren mit einem Rückgang gerechnet 
werden. Über die tatsächlichen Auswirkungen des 
KVEG im Kurbereich können erst im Herbst nächsten 
Jahres Angaben gemacht werden. 

Gegenüber dem Vergleichszeitraum des Jahres 1981 
sind die Kuren nach dem Bundesversorgungsgesetz im 
1. Halbjahr 1982 um 39 v. H. zurückgegangen. Bis zum 
Jahresende muß mit einem weiteren Rückgang ge-
rechnet werden. Die Gründe für diese Entwicklung 
sind vor allem in der abnehmenden Zahl der an-
spruchsberechtigten Kriegsbeschädigten und in dem 
Drei-Jahres-Intervall für die Inanspruchnahme einer 
Badekur zu sehen. Der Kurrückgang geht über das 
ursprünglich geschätzte Ausmaß hinaus. 

7.2 Wie verteilten sich bisher Kurgäste der Sozialver-
sicherungsträger und der Kriegsopferversorgung 
auf Kliniken und auf private Kurheime, und was 
kann nach Meinung der Bundesregierung getan 
werden, den Rückgang an Kuren nicht einseitig 
zu Lasten der p rivaten Kurheime verlaufen zu 
lassen? 

Nach dem Stande vom 30. Juni 1982 haben die Träger 
der Arbeiterrentenversicherung insgesamt rd. 32 500 
Betten belegt, davon rd. 13 600 (42 v. H.) in eigenen 
Einrichtungen. Die Bundesversicherungsanstalt für 
Angestellte belegte zu dieser Zeit rd. 3 800 eigene 
(16 v. H.) und rd. 24 000 Betten in Vertragseinrichtun-
gen. Die Rentenversicherungsträger decken somit nur 
rd. 31 v. H. ihres gesamten Bettenbedarfs zur Durch-
führung von Kuren in eigenen Einrichtungen. Im Ver-
gleich zum 30. Juni 1981 haben die Rentenversiche-
rungsträger rd. 8 900 (13 v. H.) Betten weniger belegt. 
In Vertragseinrichtungen wurden dabei rd. 8400 Bet-
ten aufgegeben. 4 100 Bettenkündigungen entfallen 
auf die Träger der Arbeiterrentenversicherung, 3 900 
Betten auf die Bundesversicherungsanstalt für Ange-
stellte und rd. 400 Betten auf die Bundesknappschaft. 

Von der Aufgabe und geringeren Belegung von Betten 
in Vertragseinrichtungen wurden insbesondere die 
Kurheime der Angestelltenversicherung betroffen; sie 
hat sämtliche Kurheimbetten (2 858) zum 31. März 1982 
gekündigt. In der Arbeiterrentenversicherung erfaßte 
die Aufgabe vor allem Sanatorien, da schon bisher 
Kurheime nur in geringem Umfange belegt wurden. 
Kurheime, aber auch Sanatorien wurden von der Kün-
digung der Rentenversicherungsträger deswegen 
besonders stark betroffen, weil sie nach ihrer medizi-
nisch-technischen Ausstattung vorwiegend auf die 
Behandlung leichter Fälle ausgerichtet sind. Eine Kur 
wegen nur unerheblicher Gefährdung der Erwerbsfä-
higkeit wurde aber durch das 2. Haushaltsstrukturge-
setz ausgeschlossen. 

Die Bundesregierung sieht keine Möglichkeit, darauf 
hinzuwirken, daß der Antragsrückgang gleichmäßig 
auf alle Rehabilitationseinrichtungen verteilt wird. Mit 
Rücksicht auf die nichtunbeträchtlichen Aufwendun-
gen der Versichertengemeinschaft für eine Kur muß 
gewährleistet bleiben, daß ein möglichst optimaler 
Kurerfolg erzielt wird. Dieser ist jedoch nicht erreich-
bar, wenn der Versicherte in eine Einrichtung einge-
wiesen würde, die für die Behandlung seiner Erkran-
kung medizinisch-technisch unzureichend ausgestat-
tet ist. 

Der Anteil der Kuren in Eigeneinrichtungen der Kran-
kenkassen liegt bei etwa 4,5 v. H. Da bei über 90 v. H. 
der Genesungs- und Vorbeugungskuren nur Zu-
schüsse gezahlt werden, ist den Versicherten in aller 
Regel die Wahl von Unterkunft und ärztlicher Betreu-
ung freigestellt. Es kann davon ausgegangen werden, 
daß die Versicherten überwiegend private Kurheime 
aufsuchen. Dies wird sich auch in Zukunft nicht 
ändern. Angaben über die Verteilung der Kurgäste aus 
dem Bereich der Krankenversicherung auf Kliniken 
und private Kurheime liegen nicht vor. 

Nach § 11 Abs. 2 und § 12 Abs. 3 des Bundesversor

-

gungsgesetzes ist die Kur eine bef ristete, unter ständi- 

 



Deutscher Bundestag — 9. Wahlperiode 	Drucksache 9/2082 

ger ärztlicher Leitung stehende stationäre Behandlung 
in einer Kureinrichtung. Deshalb werden Kuren nach 
diesem Gesetz nur in versorgungseigenen und priva-
ten Sanatorien und Kurkliniken durchgeführt. 

7.3 Was muß nach Meinung der Bundesregierung 
geschehen, damit die Zurückhaltung vieler Ar-
beitnehmer abgebaut wird, auch in einer Zeit 
hoher Arbeitslosigkeit ihr gesundheitspolitisch 
vernünftiges Recht auf Kuren im Rahmen der ge-
gebenen Gesetze zu nutzen? 

Die in Perioden geringeren gesamtwirtschaftlichen 
Wachstums bestehende Zurückhaltung der Arbeitneh-
mer beruht in erster Linie auf Angst um den Arbeits-
platz. Darüber hinaus ist zu berücksichtigen, daß der 
Versicherte, der eine Kur in Anspruch nimmt, nicht 
selten negativer Kritik ausgesetzt ist. Bei der derzeiti-
gen Arbeitsmarktlage überlegt sich daher mancher 
Versicherte, ob er eine Kur beantragen und im Falle 
ihrer Bewilligung auch durchführen soll. Dabei ist 
bemerkenswert, daß die Öffentlichkeit, nicht selten 
Arbeitgeber und auch Arbeitskollegen, eine Gefähr-
dung der Erwerbsfähigkeit erst dann akzeptiert, wenn 
sie sich bereits in biner jedermann sichtbaren Beein-
trächtigung ausdrückt. 

Die Bundesregierung hält es unverändert für erforder-
lich, daß rehabilitationsbedürftige Versicherte entspre-
chend dem Grundsatz „Rehabi litation geht vor Rente" 
an den gebotenen Rehabilitationsmaßnahmen mög-
lichst frühzeitig teilnehmen. Sie hat bereits vor einiger 
Zeit ihre Bemühungen verstärkt sicherzustellen, daß 
diesem Grundsatz entsprechend auch bei einer ungün-
stigen Arbeitsmarktlage verfahren wird. Hierzu ist eine 
noch engere gegenseitige Information zwischen Kran-
ken- und Rentenversicherungsträgern notwendig. 
Hierauf sollte auch verstärkt die Aufklärungsarbeit der 
Rentenversicherungsträger ausgerichtet werden. Auch 
muß häufiger von der Möglichkeit Gebrauch gemacht 
werden, die Kur in bestimmten Fällen von Amts wegen 
in die Wege zu leiten. Vor allem die Sozialpartner 
sollten durch sachgerechte Informationen und Gesprä-
che mithelfen, den Versicherten, die eine Kur benöti-
gen, die Angst um den Verlust des Arbeitsplatzes zu 
nehmen. 

Im Bereich der Kriegsopferversorgung dürfte ange-
sichts der Altersstruktur der Kriegsopfer (Durch-
schnittsalter 65 Jahre) bei Inanspruchnahme einer Kur 
die Sorge um den Arbeitsplatz keine nennenswerte 
Bedeutung haben. 

7.4 Hat die Bundesregierung Erkenntnisse, wieweit 
sich Kurgäste bisher an den Kosten der freien 
Badekuren beteiligten, und sieht sie Bereitschaft, 
diesen Anteil auszuweiten? 

Bei den Genesungs- und Vorbeugungskuren der Kran

-

kenversicherung haben sich die Versicherten schon 

bisher in über 90 v. H. der Fälle, wenngleich in unter-
schiedlicher Höhe, an den Kurkosten beteiligt. An-
haltspunkte dafür, daß sich die Bereitschaft zur anteili-
gen Übernahme der Kosten für eine Kurmaßnahme 
weiter ausdehnt, liegen nicht vor. Sofern sich die Ein-
kommensverhältnisse nicht wesentlich verändern, 
wird davon ausgegangen, daß die Bereitschaft zur 
Kostenübernahme jedenfalls nicht absinken wird. 

In Anbetracht des entschädigungsrechtlichen Charak-
ters der Kriegsopferversorgung werden Badekuren an 
Kriegsbeschädigte als Sachleistung ohne Kostenbetei-
ligung gewährt. Hinterbliebene können dagegen 
Badekuren nur als einkommensabhängige Leistungen 
im Rahmen der Krankenhilfe der Kriegsopferfürsorge 
erhalten. 

7.5 Ist die Bundesregierung der Auffassung, daß von 
seiten der Ärzteschaft die Möglichkeiten der Kur- 
und Bädertherapie stärker genutzt werden 
könnten? 

Die Möglichkeiten der Kur- und Bädertherapie zur 
Unterstützung der Genesung und zur Rehabilitation 
wurden bisher von den Ärzten im Rahmen der durch 
die Indikationen angezeigten Notwendigkeit als Mittel 
der Heilung oder zur Stabilisierung eines stationär 
oder ambulant erzielten Heilungserfolges eingesetzt. 
Allerdings ist zu beobachten, daß Ärzte aus den ver-
schiedensten Gründen einer Kur auch kritisch gegen-
überstehen. Ein Grund hierfür ist vor allem der 
Umstand, daß die Effektivität von Kuren wissenschaft-
lich noch nicht als exakt nachgewiesen angesehen 
wird. Die Bundesregierung hat hierzu inzwischen 
einen Forschungsauftrag vergeben; auch der Verband 
deutscher Rentenversicherungsträger ist seit einiger 
Zeit um den wissenschaftlichen Nachweis der Effekti-
vität der Kuren bemüht. Es gibt jedoch bereits seit 
längerer Zeit zahlreiche wissenschaftliche Untersu-
chungen, die die Effektivität der Kuren belegen und 
auch die wirtschaftliche Effizienz dieser Maßnahmen 
untermauern. Die Bundesregierung geht in ihrer 
Gesundheitspolitik hiervon bereits seit langem aus. 

Für den Bereich der Kriegsopferversorgung werden die 
bei der Bewilligung von Badekuren beteiligten Ärzte 
für diese Aufgabe regelmäßig geschult. Damit ist 
gewährleistet, daß bei der Entscheidung über die 
Bewilligung von Badekuren den besonderen gesund-
heitlichen Belangen der Kriegsbeschädigten im Rah-
men der gesetzlichen Möglichkeiten voll Rechnung 
getragen wird. 

7.6 Teilt die Bundesregierung die Meinung, daß Kur-
orte und Heilbäder mindestens teilweise durch 
stärkere Öffnung für den Fremdenverkehr, z. B. 

 durch gezielte Angebote für den gesundheitsför-
dernden und für Familienurlaub, die gegenwär-
tigen Rückgänge bei den Kuren auffangen 
könnten? 

Die Bundesregierung teilt die Auffassung, daß Kurorte 
und Heilbäder durch gezielte Angebote für einen 
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gesundheitsfördernden Urlaub und für den Familien-
urlaub mehr Gäste gewinnen können. Sie hat schon 
bei der Erörterung der Mitte der 70er Jahre eingetrete-
nen geringeren Nachfrage nach Kurmaßnahmen der 
Rentenversicherungsträger deutlich gemacht, daß die 
mit einer guten Fremdenverkehrsinfrastruktur ausge-
statteten Kurorte sich intensiv um solche neuen Gäste-
schichten bemühen sollten. Vielfach sind in Kurorten 
bereits Einrichtungen entstanden, die der Nachfrage 
von gesundheitsbewußten Urlaubern und Familien 
gerecht werden. 

Wie aus Veröffentlichungen im Heilbäderwesen zu 
erkennen ist, hat der Rückgang bei den Kurmaßnah-
men der Sozialversicherungsträger die Kurorte und 
Heilbäder inzwischen veranlaßt, neuen Gästeschichten 
vermehrt Aufmerksamkeit zuzuwenden. 

7.7 Unterstützt die Bundesregierung die Forderung, 
den Gemeinden — insbesondere den Kurorten — 
mit einem Genehmigungsvorbehalt ein Instru-
ment an die Hand zu geben, mit dem uner-
wünschte Umwandlungen bisher gewerblich ge-
nutzter Ferienwohnungen und -häuser zu Zweit-
wohnungen verhindert werden können? 

Die Bundesregierung unterstützt die Forderung nach 
Verbesserung der rechtlichen Rahmenbedingungen, 
durch die unerwünschte Umwandlungen von Ferien-
wohnungen in Zweitwohnungen verhindert werden 
können. Dies gilt insbesondere dann, wenn Gemein-
den durch Einsatz öffentlicher Mittel und Aufstellung 
von Bebauungsplänen die Voraussetzungen für ihre 
Entwicklung zu Kur- und Erholungsorten geschaffen 
haben und die Gefahr besteht, daß diese Entwicklung 
durch die nachträgliche Umwandlung von gewerblich 
genutzten Ferienwohnungen in Zweitwohnungen 
unterlaufen wird. Die Bundesregierung prüft mit den 
Beteiligten eine Ergänzung des in § 39h des Bundes-
baugesetzes enthaltenen Satzungsrechts der Ge-
meinde zum Zweck der Erhaltung baulicher Anlagen 
um Vorschriften, die die Begründung von Wohnungs- 
und Teileigentum nach dem Wohnungseigentumsge-
setz in Kurgebieten unter einen Genehmigungsvorbe-
halt stellen. 

VIII. Fremdenverkehr - Umwelt und Verkehr 

Unter den tourismuspolitischen Zielen der Bundesre-
gierung steht die Sicherung der für eine kontinuierli-
che Entwicklung des Tourismus erforderlichen Rah-
menbedingungen an erster Stelle. Hierzu gehören 
Erkenntnisse, welche Gebiete vorrangig für Urlaub 
und Naherholung geeignet sind und deshalb vor dau-
erhaften und möglicherweise sogar irreversiblen 
Beeinträchtigungen bewah rt  werden müssen. Der 
Bundesregierung sind Schwierigkeiten bekannt, die 
einer verläßlichen Ermittlung von Belastungsgrenzen 
infolge von Umwelteinwirkungen aller Art in jedem 

einzelnen Fall entgegenstehen. Sie ist aber in Überein-
stimmung mit den Bundesländern überzeugt, daß Vor-
kehrungen unerläßlich und möglich sind, damit Kon-
flikte zwischen jeder A rt  von Nutzung dieser Gebiete 
rechtzeitig erkannt und bewältigt werden. 

8.1 Sieht die Bundesregierung Gefahren, daß durch 
bestehende oder neue Fremdenverkehrseinrich-
tungen erhebliche oder gar irreparable Schäden 
an Natur und Landschaft entstehen, die zusätzlich 
gesetzliche oder andere Maßnahmen erfordern, 
und wie sollen ökologisch noch intakte Natur-
landschaften und Erholungsgebiete vor Zerstö-
rung geschützt werden? 

Manche Freizeit- und Erholungsgebiete, insbesondere 
die Küsten, der Alpenraum und die größeren Binnen-
gewässer, sind durch den starken Erholungsverkehr in 
ihrer ökologischen Funktion - und damit auch in ihrer 
Freizeit- und Erholungseignung - gefährdet. Diese 
Situation kann sich durch neue Fremdenverkehrsein-
richtungen (z. B. Ski-Lifte, Seilbahnen, Parkplätze, 
Bootshäfen, Großhotels) noch weiter verschärfen. 

Die Bundesregierung ist aber der Ansicht, daß das 
vorhandene gesetzliche Instrumentarium grundsätz-
lich ausreicht, Konflikte zwischen dem Erholungsbe-
dürfnis der Bevölkerung und dem erforderlichen 
Schutz von Natur und Landschaft zu vermeiden oder 
zumindest in vertretbaren Grenzen zu halten. Die 
Naturschutz- und Raumordnungsgesetze des Bundes 
und der Länder sowie baurechtliche und sonstige Vor-
schriften (z. B. Fachplanungsgesetz) gewähren den 
Ländern, deren Aufgabe der Schutz von Natur und 
Landschaft ist, hinlängliche Möglichkeiten dazu. 

Aus der Sicht der Bundesregierung ist z. B. im Rahmen 
der Landesplanung die Ausweisung von Gebieten für 
die Erholungsnutzung einerseits und den Naturschutz 
andererseits besonders geeignet, Überlastungen von 
Natur und Landschaft zu begegnen, aber auch die 
Landschaft den Erhblungssuchenden zu erschließen. 
Nach Maßgabe dieser Gebietszuweisung sollten für 
Urlaub und Erholung geeignete Flächen in so ausrei-
chendem Umfang bereitgestellt werden, daß sich eine 
intensive Inanspruchnahme ökologisch empfindlicher 
Naturräume erübrigt. Um Natur und Landschaft, 
Urlaubs- und Erholungsgebiete auch im Interesse der 
Erholungssuchenden zu schonen, sind entsprechende 
planungsrechtliche Vorgaben, auch im Rahmen der 
naturschutzrechtlichen Landschaftsplanung, not-
wendig. 

Besonders innerhalb der für den Naturschutz vorge-
sehenen Gebiete sollten die Instrumente des natur-
schutzrechtlichen Gebietsschutzes verstärk angewen-
det werden, um ökologisch empfindliche und schutz-
würdige Gebiete von den Belastungen durch intensive 
Erholungsnutzung freizuhalten. Bevor jedoch Betre-
tungsbeschränkungen angesprochen werden, ist alles 
zu versuchen, um die Erholungssuchenden über die 
Notwendigkeit, Natur und Landschaft zu schonen, auf-
zuklären und zu informieren. 
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8.2 In welcher Weise sind bisher Belastungsgrenzen 
für Fremdenverkehrsregionen ermittelt, und wie 
sind sie bei den Entscheidungen vor Ort beachtet 
worden? 

Die Fragen der Belastung von Fremdenverkehrsgebie-
ten und der Ermittlung von Belastungswerten und 
-grenzen waren bereits Gegenstand des tourismuspoli-
tischen Programms der Bundesregierung von 1975 
(Drucksache 7/3840) und des Berichts über dessen 
Durchführung von 1979 (Drucksache 8/2865). 

Ein vom Bundesminister für Raumordnung, Bauwesen 
und Städtebau in Auftrag gegebenes Gutachten hat 
gezeigt, daß sich derartige Belastungen in sehr unter-
schiedlicher Weise niederschlagen können. Belastun-
gen einer Fremdenverkehrsregion entstehen vor allem 
durch 

— hohe Besucherzahlen; 

— Verdichtung der Bebauung, Beeinträchtigung des 
Orts- und Landschaftsbildes; 

— Überlastung der Fremdenverkehrseinrichtungen 
und des bestehenden Straßennetzes sowie der Park-
flächen insbesondere in Gebieten mit Überschnei-
dungen von Fremdenverkehr und Wochenenderho-
lung; 

— steigenden Landschaftsverbrauch durch Ausdeh-
nung der Siedlungs- und Verkehrsflächen, Lärmbe-
lästigungen, Luftverunreinigung und Belastung der 
Trinkwasserreserven, Beeinträchtigung der Gewäs-
sergüte sowie der örtlichen Fauna und Flora; 

— starken Anstieg der kommunalen Verschuldung 
(durch Ausgaben für Fremdenverkehrsinfrastruktur 
und Sicherung der Ver- und Entsorgung), höhere 
Belastungen der einheimischen Bevölkerung durch 
Anstieg der Baulandpreise und Wohnungsmieten 
sowie ein generell höheres Preisniveau für Konsum-
güter. 

Die Belastungen konzentrieren sich besonders in den 
am intensivsten genutzten Fremdenverkehrsgebieten 
in den deutschen Küstengebieten, den Alpen mit 
Alpenvorland und in einigen Mittelgebirgsregionen, 
wie dem Harz und dem Schwarzwald. 

Der Strukturausschuß der Ministerkonferenz für 
Raumordnung hat in Anbetracht der Vielschichtigkeit 
derartiger Belastungen und der Verschiedenheit der 
regionalen Ausprägungen davon abgesehen, allge-
meine bundesweit gültige Richtwerte für die Grenzen 
der Belastbarkeit zu empfehlen. Er hat allerdings in 
seiner Entschließung über „Grundlagen der Auswei-
sung und Gestaltung von Gebieten für Freizeit und 
Erholung" vom 12. November 1979 darauf hingewie-
sen, daß die Erholungsnutzung die Belastbarkeit des 
Naturhaushalts und das Landschaftsbild berücksichti-
gen soll. 

Dieser Grundsatz ist in den Landesraumordnungspro-
grammen (Landesentwicklungsprogramme und Lan-
desentwicklungspläne) der Länder enthalten. So wird 
in der Regel festgelegt, daß bei der Standortwahl und 
Dimensionierung von Erholungs- und Fremdenver-
kehrseinrichtungen sowie bei der Erschließung von 

Erholungsgebieten die begrenzte Belastbarkeit der 
natürlichen Lebensgrundlagen zu berücksichtigen ist. 
Auch die Landschaftsplanung trifft Aussagen über 
schutzwürdige Teile von Natur und Landschaft. Auf 
der Regionalebene werden die Ziele der Landesraum-
ordnungsprogramme und der Landschaftsplanung 
unter Abwägung mit den übrigen landesplanerischen 
Zielen in regionalen Raumordnungsprogrammen/ 
Regionalplänen näher bezeichnet. Die Konkretisierung 
erfolgt schließlich in Flächennutzungsplänen und Be-
bauungsplänen. 

Für die örtliche Planung haben einige Länder (Baden-
Württemberg, Bayern und Schleswig-Holstein) beson-
dere bauleitplanerische Grundsätze und Regelungen 
entwickelt. Sie haben Geltung für besonders belastete 
Fremdenverkehrsräume wie die Nordfriesischen 
Inseln, Teile der Ostseeküste, den südlichen Schwarz-
wald, den Bodensee sowie Alpen und Alpenvorland. 
Die Regelungen sehen z. B. vor, daß 

gemeinsame Flächennutzungs- und Landschafts-
pläne entwickelt werden, 

neue Siedlungsvorhaben sich an die bebauten Orts-
teile anschließen sollen, um eine weitere Zersied-
lung der Landschaft zu verhindern, 

Art und Maß der baulichen Nutzung, wie Zahl der 
Geschosse, Höhe der Bauten, Ausnutzung und 
Dichte sowie Baulinien und Baugrenzen weitge-
hend festgelegt werden; teilweise sollen die Wir-
kungen von neuen baulichen Anlagen auf das Orts- 
und Landschaftsbild durch sog. Baumassenmodelle 
geprüft werden, 

örtliche Bauvorschriften für die äußere Gestaltung 
der Gebäude erlassen werden, 

schützenswerte Landschaftsteile (z. B. Naturschutz-
gebiete, Landschaftsschutzgebiete, Fluß- und See-
uferbereiche, Bergkuppen) von Bebauung freige-
halten werden, 

Anlage und Erweiterung von Ferienzentren und 
sonstigen Großvorhaben des Fremdenverkehrs, 
Wochenendhausgebieten, Ferien- und Zweitwoh-
nungen sowie Zelt- und Campingplätzen weitge-
hend eingeschränkt werden. 

Bund und Länder prüfen zur Zeit, ob und wie der 
Erfahrungsaustausch über die belasteten Fremdenver-
kehrsgebiete zweckmäßig fortgesetzt werden kann. 

8.3 Welche Auswirkungen auf die Raumordnungs-
struktur und auf die Umwelt hat das starke An-
wachsen der Parahotellerie sowie der nur zeitwei-
lig bewohnten Zweit- und Drittwohnsitze in den 
Kur- und Hauptfremdenverkehrsgebieten ein-
schließlich der Inseln, und sieht die Bundesregie-
rung einen Regelungsbedarf? 

Der Begriff Parahotellerie ist in Deutschland kaum 
gebräuchlich. Üblicherweise werden unter dem Begriff 
Parahotellerie alle Beherbergungsformen zusammen-
gefaßt, die nicht den klassischen Touristenunterkünf- 
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ten wie Hotel, Gasthof und Pension zugerechnet wer-
den können. Parahotellerie schließt somit regelmäßig 
an Urlauber vermietete Ferienhäuser und -wohnungen 
und Privatbeherbergung ebenso ein wie Camping-
plätze. 

Die als Parahotellerie bezeichneten Formen der Touri-
stenbeherbergung sind als notwendige und der 
gewandelten Nachfrage entsprechende Ergänzungen 
des Unterkunfts- und Aufenthaltsangebots für Urlau-
ber anzusehen. Auf das Anwachsen der Nachfrage 
wurde in der Antwort zur Frage 5.2 eingegangen. Mit 
Ausnahme der in Fremdenverkehrsorten vielfach er-
wünschten Privatbeherbergung gegen Entgelt ist die 
Parahotellerie der gewerblichen Beherbergung von 
Touristen zuzurechnen. 

In Fremdenverkehrsgebieten, deren Leistungsfähig-
keit für den Tourismus noch stärker ausgeschöpft wer-
den kann, bereitet die Parahotellerie unter Gesichts-
punkten der Raumordnung nach Ansicht der Bundes-
regierung in der Regel keine besonderen Probleme. In 
anderen Fremdenverkehrsgebieten stehen Überlegun-
gen und Maßnahmen zur Begrenzung und Steuerung 
der Bautätigkeit, Beherbergungskapazität und Ver-
kehrsbelastung im Vorderung (vgl. z. B. das Gutachten 
zur Struktur und Entwicklung der Insel Sylt, 1974). In 
diesen Gebieten wird eine Ausweitung der Para-
hotellerie zunehmend Probleme aufwerfen. 

Ein hoher oder gar wachsender Anteil an Zweit- und 
Drittwohnungen, die nicht der gewerblichen Vermie-
tung zur Verfügung stehen, kann den Fremdenver-
kehrscharakter des Ortes beeinträchtigen. Solche 
Wohnungen bringen den Gemeinden auf Dauer nicht 
nur erhebliche Folgelasten, sondern führen bei größe-
rer Zahl während der Hauptsaison auch zu einer über-
mäßigen Beanspruchung der vorhandenen Fremden-
verkehrseinrichtungen. Außerhalb der Saison können 
sie dagegen zu einer wirtschaftlich belastenden unzu-
reichenden Nutzung der vorhandenen Infrastruktur 
führen. Eine konzentrierte Errichtung von Zweit- und 
Drittwohnungen außerhalb bebauter Ortschaften kann 
darüber hinaus den Grundsatz sparsamen Umganges 
mit der Natur verletzen. 

Fehlentwicklungen dieser Art können die Gemeinden 
jedoch im Rahmen des Bundesbaugesetzes, der Bau-
nutzungsverordnung und durch privatrechtliche Rege-
lungen entgegenwirken. Gleichwohl wird die Bundes-
regierung Überlegungen darüber anstellen, inwieweit 
den Interessen der Kur- und Fremdenverkehrsorte 
sowie der Hauptfremdenverkehrsgebiete verstärkt 
Rechnung getragen werden kann. Auch die in der 
Antwort zur Frage 7.7 angesprochene Ergänzung des 
Bundesbaugesetzes wird den Gemeinden helfen, die 
auftretenden Probleme zu bewältigen. 

8.4 Was bringt der noch anstehende Ausbau insbe-
sondere überregionaler Straßen für Vorteile für 
die betroffenen Fremdenverkehrsregionen und 
was für Nachteile für die Erholungslandschaften, 
und wie kann dieser Zielkonflikt entschärft 
werden? 

Bessere Bundesfernstraßenverbindungen tragen dazu 
bei, daß die Bürger schnell und bequem Erholungs-
gebiete aufsuchen können. Gleichzeitig besteht die 
Gefahr, daß die Verdichtung des Straßennetzes zu Ein-
griffen in Natur und Landschaft und Störung durch 
Lärm und Abgase führen. Der Bau von Umgehungs-
straßen kann aber auch solche verkehrsbedingten Stö-
rungen in Kur- und Erholungsorten mindern oder 
abbauen. Im Bundesverkehrswegeplan 1980 ist ver-
sucht worden, dem Zielkonflikt durch eine sorgfältige 
Bewertung projektbedingter Vor- und Nachteile zu 
begegnen. Dabei ist die für die Fremdenverkehrsge-
biete wichtige Beeinträchtigung von umweltempfind-
lichen und unzerschnittenen verkehrsarmen Räumen 
einbezogen worden. Dies hat mit dazu beigetragen, 
daß in sensiblen Gebieten die Planung für rd. 
7 000 Kilometer neuer Bundesautobahnen aufgegeben 
worden ist. 

Verkehrsströme zwischen Verdichtungsgebieten und 
Fremdenverkehrsregionen können in den Urlaubsrei-
sezeiten erhebliche Stärken erreichen. Das gilt auch 
für die Wochenenden, wenn die Fremdenverkehrs-
region zugleich Erholungsgebiet großer Städte ist. Die 
Leistungsfähigkeit der bestehenden Ausfallstraßen 
und Straßenverbindungen ist hierbei in der Vergan-
genheit oft erheblich überschritten worden. Im Inter-
esse der erholungssuchenden Bevölkerung und des 
betroffenen Fremdenverkehrsgebietes mußten für die 
durch wiederholte, lang anhaltende Stauungen blok-
kierten Verbindungen Straßen mit ausreichendem 
Querschnitt, in manchen Fällen auch Autobahnen, 
gebaut werden. Nachteile für die Erholungsgebiete 
bestehen in der Regel nicht, wenn sich die Maßnah-
men zur Verbesserung der Leistungsfähigkeit auf 
Strecken beschränken, die den Verkehr nur an ein 
schützenswertes Erholungsgebiet heranführen, es aber 
nicht durchschneiden. Wie bei anderen Straßenbau-
vorhaben sind auch in Fremdenverkehrsregionen die 
Schutzbedürfnisse der Erholungsgebiete sowie die 
Belange der dort lebenden Bevölkerung und der 
Urlaubsgäste abzuwägen. Ist die Inanspruchnahme 
von Erholungsgebieten durch Straßenbauten nicht zu 
umgehen, so wird durch geeignete Ausgleichsmaß-
nahmen sichergestellt, daß Beeinträchtigungen mög-
lichst gering gehalten werden. 

8.5 Welchen Zusammenhang sieht die Bundesregie-
rung zwischen der Urlauberfreundlichkeit der 
deutschen Fremdenverkehrsregionen einschließ-
lich der Kurorte und deren verkehrlicher Erschlie-
ßung, wie werden diese Erkenntnisse bei der Ver-
kehrspolitik des Bundes berücksichtigt, und in 
welcher Weise wurde bei Fahrplanausdünnungen 
und der Verkraftung der Deutschen Bundesbahn 
bisher Rücksicht genommen auf die Verkehrsbe-
dürfnisse der betroffenen Fremdenverkehrsregio-
nen einschließlich der Kurorte? 

Die Attraktivität von Fremdenverkehrsorten kann 
durch die Schaffung von Umgehungsmöglichkeiten für 
den Individualverkehr wesentlich verbessert werden. 
Der Bau von Ortsumgehungen im Zuge von Bundes- 
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fernstraßen in Fremdenverkehrsregionen, insbeson-
dere auch bei Kurorten, dient diesem Ziel. Im Ortsum-
gehungsprogramm 1981 sind wieder eine Reihe dieser 
Maßnahmen enthalten. 

Die Deutsche Bundesbahn ist gesetzlich verpflichtet, 
eine Verkehrsbedienung in Übereinstimmung mit dem 
Verkehrsbedürfnis vorzuhalten. Sie hat dabei jedoch 
die Grundsätze der Wirtschaftlichkeit zu wahren. Vor 
diesem Hintergrund hat sie aufgrund ihrer Erfahrun-
gen und Langzeitbeobachtungen des Verkehrs dieje-
nigen Züge, die regelmäßig schwach besetzt waren, 
weitgehend durch Kraftomnibusfahrten ersetzt. Der 
saisonal schwankenden Nachfrage in Verkehrsverbin-
dungen mit Feriengebieten und Kurorten begegnet die 
Deutsche Bundesbahn durch zusätzliche Saison-Ver-
kehrsangebote. In dem bei der Entbindung von der 
Betriebspflicht vorgeschriebenen Anhörungsverfah-
ren, das auch bei der Umstellung des Reiseverkehrs 
auf Busbedienung anzuwenden ist, werden alle wirt-
schaftlichen Kriterien einschließlich des Fremdenver-
kehrs berücksichtigt. 

8.6 Hat die Bundesregierung Erkenntnisse — wenn j a, 
welche — über den Zusammenhang zwischen dem 
Ausbau von Nahverkehrsnetzen und -systemen 
und der Entwicklung des Naherholungs- und Wo-
chenendtourismus in den jeweiligen Gebieten, 
und welche Erfahrungen hat die Bundesregie-
rung mit Maßnahmen zur Verkehrsberuhigung in 
Kur- und Fremdenverkehrsorten? 

Die Unternehmen des öffentlichen Personennahver-
kehrs (ÖPNV), insbesondere die Deutsche Bundes-
bahn und die kommunalen Verkehrsunternehmen, 
wenden sich in den letzten Jahren verstärkt dem 
Naherholungs- und Wochenendtourismus zu. Beson-
dere Aktivitäten entfalten die in den Ballungsräumen 
tätigen Verkehrs- und Tarifverbünde Frankfurt am 
Main, Hamburg, Hannover, München und Rhein-Ruhr. 
Dieser Teilmarkt wird im wesentlichen mit Hilfe tarif-
licher Sonderangebote — wie z. B. Ferienpaß, 24-Stund-
enticket — sowie der Mitnahme von Fahrrädern in S-
und U-Bahnen und dem Fahrradverleih zu erschließen 
versucht. Para llel dazu bieten die Unternehmen des 
ÖPNV vielfach Ausflugs- und Wanderprogramme an. 
So veranstaltet der Münchener Verkehrs- und Tarif-
verbund z. B. „MVV-Wandertage" ; er empfiehlt reiz-
volle Wanderwege, die an den Bahnhöfen der S-Bah-
nen beginnen, wo entsprechende Wandertafeln aufge-
stellt sind. Der Hamburger Verkehrs- und Tarifver-
bund unterrichtet über seinen Fahrradverleih-Service 
und gibt Ausflugstips. Der Verkehrs- und Tarifverbund 
Rhein-Ruhr wendet sich mit speziellen „Freizeitpäs-
sen" an Wassersportler, Tierliebhaber und Kunst-
freunde. Es besteht ein wachsendes Interesse der 
Bevölkerung an Angeboten dieser A rt . 

Zum Zwecke der Verkehrsberuhigung haben zahlrei-
che Kur- und Fremdenverkehrsorte Restriktionen für 
den Kraftfahrzeugverkehr eingeführt. Die Bundesre-
gierung hat dabei keine unmittelbaren Zuständigkei-
ten. Gemeinsam mit Ländern und Gemeinden wird 

jedoch nach Wegen zur weiteren Verkehrsberuhigung 
gesucht. Ein wichtiges Mittel ist die Verkehrslärmmin-
derung. So ist beispielsweise ein Modellvorhaben zur 
Verkehrslärmminderung zu nennen, in dem in Zusam-
menarbeit zwischen dem Bund, dem Land Bayern und 
der Stadt Bad Reichenhall die Verknüpfung von Ver-
kehrsbeschränkungen mit der Einführung von Benut-
zungsvorteilen für „lärmarme Kraftfahrzeuge" erprobt 
wird. 

IX. Zusammenwirken von Bund, Ländern und Ge

-

meinden in der Fremdenverkehrspolitik 

Im Tourismusbericht von 1975 — Drucksache 7/3840 — 
hat  die Bundesregierung mehrfach unterstrichen, daß 
sie von einer gemeinsamen Verantwortung von Bund 
und Ländern in der Tourismuspolitik ausgeht. Sie hat 
deshalb stets nachdrücklich ihren Willen erklärt, ihre 
tourismuspolitischen Ziele in engem Einvernehmen 
mit den Ländern und soweit wie möglich mit ihnen 
gemeinsam zu realisieren. Ein kooperatives und koor-
diniertes Vorgehen war und ist für die Bundesregie-
rung deshalb selbstverständlich. 

9.1 Inwieweit ist das tourismuspolitische Programm 
der Bundesregierung aus dem Jahre 1975 mit den 
jeweiligen Fremdenverkehrsentwicklungsplänen 
und -förderungsprogrammen der einzelnen Bun-
desländer abgestimmt und koordiniert worden, 
was ist insbesondere geschehen, um bundesweit 
die für den Fremdenverkehr geeigneten Gebiete 
in Landes- und Regionalentwicklungsplänen 
rechtsverbindlich festzuschreiben, und inwiefern 
kann die Bundesregierung hier ein Mitentschei-
dungsrecht geltend machen? 

In ihrem Bericht von 1979 über die Durchführung des 
tourismuspolitischen Programms — Drucksache 8/2805 
— hat die Bundesregierung ausgeführt, daß der Länder-
ausschuß Fremdenverkehr beim Bundesminister für 
Wirtschaft seiner Aufgabe voll gerecht wird, als Gre-
mium zur Abstimmung der beabsichtigten Maßnah-
men auf der Grundlage übereinstimmender allgemei-
ner Zielsetzungen zu dienen. Daraus ist zunehmend 
eine stete fruchtbare Zusammenarbeit von Bund und 
Ländern auf nahezu allen Gebieten der Tourismuspoli-
tik entstanden, auch solchen, bei denen der Bund nicht 
unbedingt das Einvernehmen der Länder benötigt. 

Die Bundesregierung wird auch weiterhin eine enge 
Zusammenarbeit mit den Bundesländern bei der Ver-
wirklichung ihrer tourismuspolitischen Ziele pflegen 
und für beabsichtigte, eingeleitete oder fortzuführende 
Maßnahmen das Einvernehmen mit den Ländern an-
streben. 

Alle Bundesländer haben im Rahmen ihrer Landesent-
wicklungspläne (Landesraumordnungspläne, Landes-
entwicklungsprogramme) Gebiete für die Entwicklung 
und Sicherung des Fremdenverkehrs ausgewiesen. 
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Rechtsverbindlich sind diese Ausweisungen nur, 
soweit sie durch Landesgesetz beschlossen werden. 
Unabhängig davon entfalten sie aber gemäß § 5 Abs. 4 
ROG Bindungswirkung gegenüber den Behörden von 
Bund, Ländern und Gemeinden. 

In Baden-Württemberg, Hessen, Rheinland-Pfalz und 
im Saarland wird z. B. zwischen Gebieten mit Eignun-
gen für Fremdenverkehr, Naherholung und Kurer-
holung unterschieden. Häufig werden dabei verschie-
dene Eignungsstufen bezeichnet, z. B. gute oder 
hervorragende Eignung (Rheinland-Pfalz), Vorrang-
gebiete (Hessen, Saarland), Schwerpunktbereiche 
(Rheinland-Pfalz), zentrale Fremdenverkehrsorte (Hes-
sen). 

In Schleswig-Holstein werden Fremdenverkehrsord-
nungs-, Fremdenverkehrsgestaltungs- und Fremden-
verkehrsentwicklungsräume ausgewiesen. Fremden-
verkehrsordnungsräume sind solche, die durch erheb-
liche Siedlungstätigkeit, aber nur zeitweilig hohe 
Bevölkerungsdichte gekennzeichnet sind. Wegen der 
bereits erreichten Konzentration und der damit ver-
bundenen hohen Belastung der Landschaft und der für 
Freizeit und Erholung nutzbaren Flächen und Einrich-
tungen soll sich hier der Fremdenverkehr nur zurück-
haltend ausweiten. Fremdenverkehrsgestaltungs-
räume weisen bereits eine differenzierte Fremdenver-
kehrsstruktur auf. Für sie wird eine ausgewogene Wei-
terentwicklung angestrebt. In Fremdenverkehrsent-
wicklungsräumen wird unter Berücksichtigung der 
landschaftlichen Belastbarkeit eine stärkere Entwick-
lung von Fremdenverkehr und Erholung angestrebt. 

Bayern hat in der Verordnung „Erholungslandschaft 
Alpen" des Landesentwicklungsprogramms zum 
Schutz des bayerischen Alpengebietes drei Zonen aus-
gewiesen. In der Zone A sind Bergbahnen, Skibobab-
fahrten sowie Rodelbahnen und öffentliche Straßen 
landesplanerisch grundsätzlich unbedenklich, soweit 
sie nicht durch Eingriffe in den Wasserhaushalt zu 
Bodenerosionen führen können oder die weitere land- 
und forstwirtschaftliche Bewirtschaftung gefährden. In 
der Zone B sind Vorhaben der beschriebenen Art lan-
desplanerisch nur zulässig, wenn sie im Einzelfall den 
Erfordernissen der Raumordnung nicht widersprechen. 
In der Zone C sind solche Vorhaben landesplanerisch 
unzulässig, soweit es sich nicht um notwendige Maß-
nahmen der Landeskultivierung handelt. 

Die Pläne und Programme der Landesplanung werden 
gemäß § 4 Abs. 5 ROG mit den Behörden des Bundes 
abgestimmt. Im Rahmen dieses Abstimmungsverfah-
rens hat der Bund in Ausführung der Grundsätze der 
Raumordnung, insbesondere des § 2 Abs. 1 Nr. 7 ROG, 
Einwirkungsmöglichkeiten. 

9.2 Sieht die Bundesregierung eine Notwendigkeit, 
das Zusammenwirken der verschiedenen politi-
schen Ebenen im Sinne der Urlauber, der Frem-
denverkehrswirtschaft und der Werbung im Aus-
land zu intensivieren, und welche Maßnahmen 
scheinen dafür geeignet? 

Unbestreitbar sind in der Tourismuspolitik nachhaltige 
Weiterentwicklungen nur zu erreichen, wenn alle 

Beteiligten für die jeweiligen Maßnahmen gewonnen 
werden können. In den Antworten zu den Fragen 3.4 
und 9.1 wurde zum Ausdruck gebracht, daß sich die 
Bundesregierung auf eine gute Zusammenarbeit mit 
den Bundesländern, der Fremdenverkehrswirtschaft 
und allen anderen in die Tourismuspolitik eingebunde-
nen Organisationen und Institutionen stützen kann. 
Dies gilt nicht nur für den nationalen Bereich, sondern 
ebenso auch z. B. für die erforderliche bilaterale 
Zusammenarbeit mit wichtigen Zielländern des deut-
schen Auslandstourismus und in internationalen Gre-
mien des Tourismus. 

Die uneingeschränkte Bestätigung einer guten Zusam-
menarbeit bedeutet nicht, daß sich ein konstruktives 
Zusammenwirken auf allen, Ebenen nicht noch weiter 
intensivieren ließe. So erhofft sich der Bundesminister 
für Wirtschaft bei der Tourismuswerbung im Ausland 
ein zunehmendes Engagement der Fremdenverkehrs-
wirtschaft und der touristisch bedeutsamen Städte 
unseres Landes. Auch bei der Tourismuswerbung 
gegenüber Inländern geht die Bundesregierung davon 
aus, daß sich unabhängig von der alleinigen Zustän-
digkeit der Orte und Regionen, die von den Bundeslän-
dern unterstützt werden, der frühere Konsensus über 
eine wirkungsvolle gemeinsame Aussage für den 
Urlaub in Deutschland wieder erreichen läßt, damit der 
massiven Werbung des Auslands um deutsche Touri-
sten eine ebenbürtige zentrale Inlandswerbung gegen-
übergestellt werden kann. Es wird Aufgabe des Deut-
schen Fremdenverkehrsverbandes sein, eine alle 
Beteiligten überzeugende gemeinsame Marketingkon-
zeption zu schaffen und die Finanzierung zu sichern. 

Die Bundesregierung erwartet darüber hinaus, daß der 
Beirat für Fragen des Tourismus beim Bundesminister 
für Wirtschaft auch weiterhin nicht nur mit seinem Rat 
zur Verfügung steht, sondern beständig zu einer 
gemeinsamen Willensbildung aller am Tourismus 
interessierten Kräfte beiträgt. 

9.3 Ist eine Fortschreibung des tourismuspolitischen 
Programms der Bundesregierung vorgesehen? 

Die Bundesregierung hat ihr tourismuspolitisches Pro-
gramm auf der Grundlage folgender genereller Zielset-
zungen entwickelt: 

— Sicherung der für eine kontinuierliche Entwicklung 
des Tourismus erforderlichen Rahmenbedin-
gungen, 

— Steigerung von Leistungs- und Wettbewerbsfähig

-

keit der deutschen Fremdenverkehrswirtschaft, 

— Verbesserung der Möglichkeiten für die Teilnahme 
breiter Bevölkerungsschichten am Tourismus, 

— Ausbau der internationalen Zusammenarbeit im 
Tourismus. 

Die Bundesregierung sieht keinen Anlaß zu einer Kor-
rektur dieser Zielsetzungen oder einer Fortschreibung 
der im tourismuspolitischen Programm vorgezeichne-
ten Maßnahmen. Sie schließt nicht aus, daß zu einem 
späteren Zeitpunkt eine Fortschreibung wünschens-
wert oder erforderlich werden kann. 

 






